NPD-Demo in Bochum 
: blieb verboten 


Bochum. Die NPD durfte am Samstag, 
13. März nicht gegen den Bau einer Sy- 
nagoge in Bochum demonstrieren. Dies 
entschied das Bundesverfassungsgericht 
in Karlsruhe und lehnte damit einen An- 
trag der NPD auf eine einstweilige An- 
ordnung ab. Das Verbot gilt auch für die 
am 20. März angemeldete Demonstra- 
tion gleichen Inhalts. Damit bestätigte 
das Gericht ein entsprechendes Urteil 


a 


des Oberverwaltungsgerichts Münster. 
(siehe auch Verbotsbegründung doku- 
mentiert in AN 5-2004). Das BverfG be- 
gründete seine Entscheidung damit, dass 
das Motto der Demonstration „Stoppt 
den Synagogenbau - vier Millionen fürs 
Volk“ den Tatbestand der Volksverhet- 
zung erfülle und gegen die öffentliche 
Sicherheit verstoße (Az: 1 BvQ 6/04). 
NRW-Innenminister Fritz Behrens 
(SPD) begrüßte die Entscheidung als 
„Meilenstein im Kampf gegen den 
Rechtsextremismus“. Die Meinungsfrei- 
heit habe Grenzen, „auch für Rechtsex- 
tremisten“, sagte er. Tatsache allerdings 
ist, dass oft noch nicht mal der Versuch 
gemacht wird, Verbote zu erlassen wie 
etwa am 9. November 2003 in Köln, als 
Neonazis in unmittelbarer Nähe einer 
Gedenkveranstaltung demonstrieren 
konnten. 

Rund 3000 Menschen waren am 13.3. 
auf der Straße. 2000 mobilisierte das lin- 
ke Bündnis „Wiederaufbau der Synago- 
ge unterstützen — Neonazi-Aufmarsch 
verhindern“, etwa 600 Menschen kamen 
zur Kundgebung „Eine Synagoge für 
Bochum“, zu der Oberbürgermeister Stü- 
ber aufgerufen hatte. u.b. 
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20. März: Am ersten Jahrestag des Irakkrieges gingen weltweit Hunderttau- 
sende Menschen für den Frieden auf die Straße. In Spanien beteiligten sich 
200000 Menschen an den Protesten, in Rom eine Viertel Million. In mehr als 
250 amerikanischen Städten wurde demonsiriert, allein in New York zogen 
100000 Menschen durch Manhattan. Die Redner forderten ein Ende der Besat- 
zun und die Rückkehr der Truppen. Unser Bild zeigt eine der größten Aktio- 
nen in der BRD, die Kundgebung an der US-Airbase in Ramstein. 


Extreme Rechte bei 17 Prozent 


Wirtschafts- und sozialpolitischer Protest bestimmte den Ausgang der Regional- 


wahlen in Frankreich 


Die wirtschafts- und sozialpoliti- 
schen Themen haben den Aus- 
gang der französischen Regional- 
parlamentswahlen dominiert. Auf diesem 
Gebiet wurden besonders die Regierungs- 
parteien, die konservative Sammlungsbe- 
wegung UMP und die christdemokrati- 
sche UDF, von den Wählern abgestraft. 
Über ein Drittel der französischen 
Wähler und Wählerinnen hat erklärterma- 
ßen erst in letzter Minute darüber ent- 
schieden, wem ihre Stimme zukommen 
sollte. Letztendlich fiel die Tendenz zu- 
gunsten der etablierten Linksparteien aus 
- von den Sozialdemokraten über die 
Grünen bis zur Kommunistischen Partei. 
Sie erhielten zusammen im landesweiten 
Durchschnitt 40 Prozent der Stimmen, 
gegenüber knapp 34 Prozent für die bür- 
gerliche Rechte. Voraussichtlich wird die 
sozialdemokratisch geführte Linkskoali- 
tion bei der Stichwahl am kommenden 
Sonntag rund ein halbes Dutzend bisher 
konservativ geführter Regionen überneh- 
men. Bislang regierten Konservative und 
Liberale 14 französische Regionen und 
Sozialdemokraten die übrigen acht. 


Dabei dürfte es sich weniger um eine 
ungetrübte Zustimmung zu diesen Par- 
teien handeln, denn diese waren vor zwei 
Jahren bei den Präsidentschaftswahlen für 
ihre damalige fünfjährige Regierungsbi- 
lanz sanktioniert worden. Wohl aber han- 
delt es sich um ein Warnsignal an die jet- 
zige Regierung, die den Abbau sozialer 
und rechtsstaatlicher Standards in derart 
beschleunigtem Tempo vorangetrieben 
hat, dass die Erinnerung an die Vorgän- 
gerregierung unter Lionel Jospin dadurch 
im Nachhinein in scheinbar rosiges Licht 
getaucht wird. 


Der rechtsextreme Front National 


Befürchtet wurde aber, dass die Terror- 
angst — unter anderem nach den Anschlä- 
gen von Madrid — der extremen Rechten 
zugute kommen könnte. Diese erhielt am 
Sonntag knapp 17 Prozent der Stimmen. 
Davon entfallen 15 Prozent auf den Front 
National (FN) von Jean-Marie Le Pen und 
der Rest auf seine Abspaltung unter Bru- 
no Megret sowie auf rechtsextreme Re- 
gionalisten, die vor allem im Elsass gut 
abschnitten. Fortsetzung Seite 9 


:meldungen, aktionen 


„1. Mai Nazifrei!” 


BERLIN. Am 1. Mai soll in Berlin der 
zentrale Naziaufmarsch der NPD/Freie 
Kameradschaften unter dem Motto 
„Volksgemeinschaft statt Globalisie- 
rungswahn“ stattfinden. Dagegen hat 
sich ein Bündnis aus antifaschistischen 
und antirassistischen Gruppen gegrün- 
det, dessen Ziel es ist, den Aufmarsch 
durch eine große Demonstration und de- 
zentrale Aktionen zu blockieren und zu 
verhindern. Im Vorfeld soll der Focus in 
der Öffentlichkeit verstärkt auf den er- 
starkenden Nedfaschismus und dessen 
bundesweite Auswirkungen gerichtet 
werden. 

Der 1. Mai gehört neben den sog. 
„Heldengedenkfeiern“ und Aufmärschen 
gegen die Wehrmachtsausstellung zu den 
etablierten Großevents der Nazis mit bis 
zu 3000 Teilnehmern. Diese Kette muss 
unterbrochen werden. Rechtsextreme 
Ideologien und deren Protagonisten müs- 
sen Öffentlich in die Schranken gewiesen 
werden, um für die Zukunft solche Groß- 
aufmärsche zu verhindern. 

Bündnis gegen den Naziaufmarsch 
am 1. Mai in Berlin, mail: mai-berlin 
@web.de,web: www.mai-berlin.de.vu I 


Protestkundgebung gegen 
alte und neue Nazis 


FRANKFURT. Unter der nationalsozialisti- 
schen Parole „Volksgemeinschaft statt 
Klassenkampf“ wollen NPD-Nazis und 
Schlägertrupps der militanten Freien Na- 
tionalisten am Samstag 3. April ab 11 
Uhr vom Hauptbahnhof zum Römerberg 
marschieren. AntifaschistInnen rufen zu 
einer Gegendemonstration auf: 

„Sie dürfen nicht durchkommen! Wir 
werden nicht zulassen, dass Nazis ihre 
Demagogie über die soziale und politi- 
sche Wirklichkeit verbreiten in der of- 
fenkundigen Absicht, die zunehmenden 
Protestaktionen der Arbeitnehmer, der 
Erwerbs- losen, der lernenden und stu- 
dierenden Jugend und der Rentnerinnen 
und Rentner gegen die neoliberale Sozi- 
aldemontagepolitik für sich zu verein- 
nahmen. Das haben die Nazis bereits im 
vergangenen Jahr auf ähnliche Weise mit 
der Bewegung gegen den Irakkrieg ver- 
sucht. Behauptungen im NPD-Aufruf, 
Sozialabbau und Lohnsenkung würden 
durch die „Globalisierungspolitik der 
herrschenden Parteien“ verursacht und 
„als Folge dieser Politik müssen heimi- 
sche Unternehmen mit Billigstproduzen- 
ten um Marktanteile kämpfen“ stellen 
deutsche Unternehmen als Opfer dar. 
Das Gegenteil ist der Fall. In den realen 
Ausbeutungsverhältnissen spielen Groß- 
unternehmen wie Siemens, Daimler 
Chrysler, Deutsche Bank, Commerzbank 
usw. eine maßgebliche Rolle. 
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Genau gegen die Politik des Sozialab- 
baus, die von diesen Unternehmen gefor- 
dert und von den Regierungen betrieben 
wird, demonstrieren am 3. April in ganz 
Europa Millionen Menschen. 

NPD und andere Faschisten haben da- 
bei nichts zu suchen!“ 

Anti-Nazi-Koordination Frankfurt I 


Hühnchen und Holocaust 


STUTTGART. Die Tierrechtsorganisation 
„People for the Ethical Treatment of Ani- 
mals“ (Peta) hat eine Kampagne unter 
dem Motto „Der Holocaust auf deinem 
Teller“ gestartet, die an Geschmacklosig- 
keit wohl nicht zu überbieten ist. Auf 
drei mal drei Meter großen Plakatwän- 
den werden Fotos von Hühnern und 
Schweinen neben Aufnahmen von KZ- 
Gefangenen gezeigt. Die Anmeldung 


beim Amt für Öffentliche Ordnung ver- 
lief problemlos. Kritikern halten die 
Peta-Leute entgegen, der Erfinder der 
Kampagne sei selber Jude. Die Plakat- 
tour wird von Stuttgart aus nach Zürich, 
Mailand, Zagreb und Amsterdam gehen. 
Peta ist schon jetzt mit der Wirkung zu- 
frieden: „Wir haben viele Leute aufge- 
weckt,“ wird Harald Ullmann, Sprecher 
des deutschen Zweigs von Peta in der taz 
vom 17. März zitiert, „Durch die Be- 
richterstattung über unsere Plakate inter- 
essieren sich jetzt sehr viele Menschen 
für vegane Ernährung.“ 

Laut Pressemeldungen hat der Zen- 
tralrat der Juden in Deutschland inzwi- 
schen eine einstweilige Verfügung gegen 
die Plakat-Aktion erwirkt. u.b. 


Grummeln am rechten 
Unions-Rand 


BERLIN. „Rehabilitieren Sie Martin Hoh- 
mann!“ heißt ein in einem ganzseitigen 
„Appell an Angela Merkel und Edmund 
Stoiber“ in der letzten Ausgabe der Berli- 
ner Wochenzeitung „Junge Freiheit“ ver- 
öffentlicherter Aufruf. Initiator der An- 
zeige ist die Initiative „Kritische Solida- 
rität“ um den CDU-Mann Fritz Schenk, 
ehemals Funktionär des rechtslastigen 
„Bund Freies Deutschland“. In dem Ap- 
pell wird u.a. die Rückgängigmachung 
des Ausschlussverfahrens gegen den 


Bundestagsabgeordneten Hohmann 
(CDU), die Zurückweisung des Vorwurfs 
des Antisemitismus und „eine solidari- 
sche, offene innerparteiliche Debatte“ 
gefordert. Geworben wird zugleich für 
das neue Buch Schenks mit dem Titel 
„Der Fall Hohmann“ das im April 2004 
beim Universitas-Verlag erscheint und 
auch die mittlerweile 6000 Unterzeich- 
ner des von Schenk initiierten Aufrufs 
gegen das Parteiausschlussverfahren ge- 
gen Hohmann dokumentieren soll. 

hma 


Serviceleistung eingestellt 


BocHuM. Die Bochumer ‚„Industrie- und 
Handelskammer“ hat den Vertrieb ihres 
Presseverzeichnisses, in dem sich auch 
die Anschrift der neofaschistischen Zei- 
tung „Freiheit Wattenscheid“ findet, ein- 
gestellt. „Um erst gar keinen Zweifel an 
der politischen Unabhängigkeit und 
Neutralität aufkommen zu lassen, wird 
die IHK das betreffende Pressever- 
zeichnis nicht weiter anbieten“, heißt 
es in einer Erklärung, die auf Grund der 


‘ öffentlichen Kritik der „Sozialen Liste 


Bochum“ veröffentlicht wurde. Der 
Verlag der „Freiheit Wattenscheid“ 
bleibe aber wegen der gesetzlich gere- 
gelten Pflichtmitgliedschaft weiterhin 
ein der IHK zugehöriges Unternehmen. 

hma 


Es geht auch anders 


ITALIEN/RoM. Der Bürgermeister von 
Rom hat eine für den 6. März geplante 
Kundgebung für die Begnadigung des 
deutschen NS-Kriegsverbrechers Erich 
Priebke verboten. Walter Veltroni be- 
zeichnete die Kundgebung für den ehe- 
maligen SS-Mann in einem Brief an den 
Präsidenten der jüdischen Gemeinden in 
Rom als „ganz und gar unpassend“. Das 
Verbot sei ein „notwendiger Akt aus Re- 
spekt‘“ vor den Toten des Massakers in 
den Ardeatinischen Höhlen im Jahre 
1944 sowie ein Beitrag zur „Verteidi- 
gung unserer Geschichte“. Auf der 
Kundgebung sollte auch der Alt-Nazi 
und frühere FPÖ-Nationalrat Otto Scrin- 
zi aus Österreich sprechen. hmaia 


Geldstrafe für Ilgner 


RECKLINGHAUSEN. Der Herausgeber des 
revanchistischen Wochenblattes „Der 
Schlesier“, Hans-Joachim Ilgner, ist um 
weitere 2500 Euro ärmer. Ilgner hatte ei- 
nen gegen ihn gerichteten Durchsu- 
chungsbefehl vor Ablauf des Strafver- 
fahrens in seiner Zeitung veröffentlicht 
und damit gegen den Paragraphen 353d 
des Strafgesetzbuches verstoßen und 
wurde deswegen vom Amtsgericht mit 
einer Geldbuße belegt. Das gegen Ilgner 
eingeleitete Verfahren wegen der Wer- 
bung für ein Buch eines Holocaustleug- 


ners hatte den Verleger bereits einen 
ebenso hohen Betrag gekostet. Unter- 
stützung erhält Ilgner u.a. von seinem 
Stammautor Maximilian Sobota aus Ke- 
fenrod, der in einem Leserbrief an die 
„Westdeutsche Allgemeine Zeitung“ ge- 
gen den angeblichen „Schweinejourna- 
lismus“ protestiert und behauptet, Schle- 
sien würde „heute widerrechtlich von 
den Polen verwaltet“. hma I 


Allianz mit Haider 


Wien. Erstmals haben sich in Österreich 
auf Landesebene die Sozialdemokraten 
und die rechtspopulistische FPÖ zu einer 
Koalition zusammengeschlossen. Nach- 
dem die FPÖ mit Spitzenkandidat Haider 
in Kärnten 42 % der Stimmen holte und 
damit die stärkste Fraktion im Landes- 
parlament stellt, einigte sich Haider mit 
dem regionalen SPÖ-Chef Peter Ambro- 
zy auf eine Koalition. Einer Wiederwahl 
Haiders zum Landeshauptmann in Kärn- 
ten dürfte so nichts mehr im Wege ste- 
hen. Man einigte sich darauf, dass bei 
der Wahl Haiders so viele SPÖ-Abgeord- 
nete der Abstimmung fernbleiben, dass 
Haider genügend Stimmen erhält. 

Für die SPÖ ist diese Koalition mit der 
FPÖ ein Tabubruch. Als Kanzler Wolf- 
gang Schüssel im Februar 2000 eine Ko- 
alition der ÖVP mit der FPÖ einging, 
warfen ihm die Sozialdemokraten eine 
„Allianz mit dem Teufel“ vor. Diesen 
Pakt scheint man jetzt selbst nicht mehr 
zu scheuen, wenn die Beteiligung an der 
Macht in Aussicht steht. 

Außer kleineren Meldungen und Arti- 
keln erregte die Sache kaum Aufmerk- 
samkeit. Auch von Protesten der deut- 
schen Sozialdemokraten gegen das Ver- 
halten der Schwesterpartei war nichts zu 
vernehmen. u.b. 


Rechtsextreme Straftaten: 
NRW ist „Spitze” 


BERLIN. Im Januar 2004 wurden vom 
Innenministerium bundesweit 554 poli- 
tisch rechts motivierte Straftaten erfasst, 
darunter 29 Gewalttaten. Hinzu kommen 
377 registrierte Propaganda-Delikte. Bei 
94 Straftaten, darunter 15 Propagandade- 
likte und 14 Gewalttaten, konnte eine 
fremdenfeindliche Motivation festge- 
stellt werden. 30 Personen wurden ver- 
letzt, 14 davon aus fremdenfeindlicher 
Motivation. Insgesamt wurden 348 Tat- 
verdächtige ermittelt, von denen 9 Perso- 
nen festgenommen wurden. In keinem 
Fall wurde Haftbefehl erlassen 
Dies alles geht aus der Antwort des 
Bundesministeriums des Innern auf die 
schriftliche Standardanfrage der Abge- 
ordneten Petra Pau (PDS) hervor. Die 
Zahlen gelten wie immer als vorläufig, 
da oft noch Nachmeldungen aus den 
Ländern gemacht werden. 
weiter auf Seite 4 


Für den 6. März 
hatte die rechts- 
radikale „Be- 
wegung deutsche 
Volksgemeinschaft“ 
(BDVG), eine militante 
Rechtsabspaltung der 
NPD, eine Kundge- 
bung auf dem Schwä- 
bisch Haller Markt- 
platz angemeldet. Auf- ji 
hänger für die Neona- ®% 
zis war diesmal aus Er- 
mangelung der Wehr- 
machtsausstellung der 
sozio-kulturelle „Club Alpha 60 e.V.”, 
welcher den Rechten aufgrund seines 
Engagements zugunsten der Völker- 
verständigung und gegen Faschismus 
schon seit langem ein Dorn im Auge 
ist. Redner sollten neben Lars Käppler 
auch der bundesweit bekannte Neo- 
nazi Christian Worch und der ehemali- 
ge NPD-Vorsitzende Günther Deckert 
sein. 


Als Ort für ihre Auftakt- und Abschluss- 
kundgebung hatten sich die Faschisten 
den geschichtsträchtigen Schwäbisch 
Haller Marktplatz ausgesucht. Nachdem 
die Kundgebung zunächst vom zustän- 
digen Ordnungsamt verboten wurde, kam 
es zur üblichen Odysee durch die Gerich- 
te. Obwohl im Vorfeld der Demonstration 
binnen drei Wochen weit mehr als 12000 
Unterschriften gesammelt wurden — die 
ein gerichtliches Verbot des Aufmarsches 
unterstützen sollten — sahen sich die Ge- 
richte (wie fast immer) nicht imstande die 
Demonstration zu untersagen. Laut der 
Begründung des Mannheimer Verwal- 
tungsgerichtshofes reicht es für ein Verbot 
nicht aus, wenn auf der Versammlung na- 
tionalsozialistisches oder rechtsextremes 
Gedankengut verbreitet wird. Allein 
wegen der inhaltlichen Ausrichtung einer 
Versammlung unterhalb der Strafbarkeits- 
schwelle könne eine Gefährdung der öf- 
fentlichen Ordnung nicht angenommen 
werden, heißt es in der — um es milde aus- 
zudrücken — abenteuerlichen Begründung 
des Gerichtes. Die Ignoranz der deutschen 
Gerichte gegenüber den teils erheblichen 
Rechtsverletzungen der Veranstalter ist 


enorm. In einem offenen Brief der „‚Volks- 
verdummer“ Käppler und Deckert an Ge- 
meinderäte und andere hohe Funktionäre 
der Stadt Hall, wird geschrieben die Hal- 
ler müssten „dauernd die marktschreieri- 
schen Laute aus Hinz- und Kunzistan ge- 
nießen“ und der „Kanak-Sprache lau- 
schen“. Diese Aussagen sind ein offener 
Angriff auf das Schwäbisch Haller Goe- 
the-Institut und andere multi-kulturelle 
Kultureinrichtungen. 

Und so etwas heißt dann in der Urteils- 
begründung „unterhalb der Strafbarkeits- 
schwelle“. Das verstehe wer will, jeder 
normal denkende Mensch kann anlässlich 
solcher Erklärungen nur noch mit dem 
Kopf schütteln. 

Dementsprechend lautete das Motto der 
Demonstration „Multi-Kulti Diktat in Hall 
brechen“. Dass die Gerichte trotz dieser 
offenkundig volksverhetzenden Aussagen 
und Parolen nicht imstande sind, gegen 
solche Aufmärschen ein Verbot auszuspre- 
chen, ist geradezu erbärmlich. 

Auf dem mittelalterlichen Schwäbisch 
Haller Marktplatz befindet sich zudem 
noch ein Mahnmal zur Erinnerung an die 
Ereignisse der Reichspogromnacht zu 
Zeiten des terroristischen Nazi-Regimes. 
Doch nicht einmal das konnte die Gerich- 
te zu einem Verbot der Demonstration be- 
wegen, lediglich die Abschirmung des 
Mahnmals durch die Polizei wurde gestat- 
tet. 

So blieb den Organisatoren der Gegen- 
kundgebung nur noch die — anfangs eher 
illusorische — Hoffnung, dass sich genug 
Haller Bürgerinnen und Bürger auf dem 
Marktplatz einfinden würden, — 
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An der Spitze der Länder-Liste rangie- 
ren Nordrhein-Westfalen (75 Straftaten, 
8 Verletzte), Sachsen-Anhalt (66/4) und 
Niedersachsen (55/5). 

2/300, 301, 302 vom 25.2.2004 I 


Mehr rechtsextreme Äuße- 
rungen in der Bundeswehr 


BERLIN. Der Wehrbeauftragte der 
Bundeswehr Wilfried Penner legte am 
Dienstag, 9. März, seinen Jahresbericht 
2003 vor. Außer der Zunahme von Be- 
schwerden seitens der Soldaten weist der 
Bericht auch darauf hin, dass die Zahl 
der Vorkommnisse mit Verdacht auf 
rechtsextremen oder fremdenfeindlichen 
Hintergrund in der Bundeswehr gestie- 
gen ist: 139 Fälle waren es 2003 (im Vor- 
jahr: 111). Alle Fälle waren „Äußerungs- 
delikte“, z.B. Beleidigungen, Hitler-Grü- 
ße, Abspielen rechtsextremer Musik. 
Größtenteils handelte es sich bei den Tä- 
tern um Wehrdienstleistende. 1 % der 
Täter waren Berufssoldaten. 
www.mutgegenrechts.de MM 


Stoiber soll NPD-Fest stoppen 


BAYERN. Das Simon Wiesenthal-Center 
hat die Bayerische Staatsregierung dazu 
aufgefordert, gegen NPD-Veranstaltun- 
gen in der Stadt Senden vorzugehen, die 
vom örtlichen Gemeinderat mehrheitlich 
beschlossen wurden. Unter anderem soll 
am 3. April 2004 in der städtischen Fest- 
halle ein Konzert mit einer lokalen Neo- 
naziband und den rechtsextremen Lie- 
dermachern Annett und Michael Müller 
(„Mit sechs Millionen Juden, da fängt 
der Spaß erst an“) stattfinden. Der NPD- 
Bundesvorsitzende Udo Vogt ist eben- 
falls angekündigt. Schon am 21. März 
2004 soll auf Einladung der NPD Neu- 
Ulm Horst Mahler in städtischen Räu- 
men in Senden auftreten. 

Bereits mehrfach traten Neonazis im 
Ort mit Duldung der Stadt auf. Im Juni 
2003 etwa der Schweizer Holocaust- 
Leugner Bernhard Schaub. Dem rechts- 
extremen Barden Frank Rennicke soll 
die Gemeinde Senden (südlich von Ulm) 
am 2. Februar 2004 sogar die städtische 
Festhalle kostenlos zur Verfügung ge- 
stellt haben. 

In einem Brief an Ministerpräsident 
Dr. Edmund Stoiber ruft Rabbi Abraham 
Cooper, Vizedekan des Wiesenthal Cen- 
ters, die bayerische Staatsregierung dazu 
auf, gegen die städtisch sanktionierten 
„Hassfestivals“ in Senden vorzugehen, 
welche die Opfer des Holocaust verun- 
glimpfen und Minderheiten angreifen. 

Das Simon Wiesenthal Center ist eine 
der größten internationalen jüdischen 
Menschenrechtsorganisationen mit über 
400.000 Mitgliedern in den USA. Es ist 
als nichtstaatliche Organisation bei der 
Uno, Unesco und der OSZE vertreten. 

mehr Infos: www.wiesenthal.com I 
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Fortsetzung von Seite 3 
um den Neonazis keinen Auftritt auf dem 
Marktplatz zu ermöglichen. 

Um so größer war die Überraschung, 
als sich am Samstag schließlich nach und 
nach über 1500 Personen einfanden, die 
den Platz regelrecht besetzten und so ein 
Durchkommen für die Neonazis unmög- 
lich machten. Besonders erfreulich war 
dabei die Tatsache, dass es sich bei den 
Besetzern zum großen Teil um „normale“ 
Haller BürgerInnen handelte, und nur re- 
lativ wenige Autonome zusätzlich ange- 
reist waren. 

Selbst als die Polizei via Lautsprecher 
aufforderte, einen Teil des Platzes für die 
rechten Glatzköpfe zu räumen, blieben 
die Haller standhaft, niemand verließ den 
Platz. Selbst hohe Schwäbisch Haller Ho- 
noratioren standen eingehakt in der ersten 
Reihe der Demonstranten, um den Platz 
zu schützen. Da so eine gewaltsame Räu- 
mung des Platzes zugunsten der Faschis- 
ten verhindert wurde, beschlossen die 
„Volksgemeinschaftler“, sich direkt auf 
ihre quer durch Hall verlaufende, 6 km 
lange Demonstrationsroute zu begeben. 

Doch schon nach rund 200 Metern war 
auch hier für die „Volksverdummungsge- 
meinschaft‘“ das Ende der Fahnenstange 
erreicht: zwischen 200 und 300 Antifa- 
schistInnen und BürgerInnen blockierten 
die Straße, und machten den Nazis das 
Weitermarschieren unmöglich. Im 
Gegensatz zu ihrem Deeskalationsverhal- 
ten auf dem Marktplatz wählte die Polizei 
hier jedoch eine äußerst brutale „Knüp- 
pel-Frei“ Strategie: mehrfach stürmte die 
Polizei in die Demonstranten und knüp- 
pelte mit Schlagstöcken auf sie ein, die 
sitzenden Blockierer wurden mit Fußtrit- 
ten traktiert. Zahlreiche Personen erlitten 
Platzwunden am Kopf, einige sogar Rip- 
penbrüche. Außerdem bleibt zu sagen, 
dass sich die Gegendemonstranten — auch 
wenn Polizei und Presse etwas anderes zu 
vermitteln versuchen — in der weit über- 
wiegenden Mehrheit absolut friedlich ver- 
hielten. Auf Videos von Augenzeugen ist 
eindeutig zu erkennen, dass die Gewalt 
von Seiten der Polizei ausging, und erst 
nach dem Angriff der „Staatsgewalt“ ver- 
einzelt Flaschen und Farbbeutel flogen. 
Selbst der Obernazi Christian Worch, der 
uns AntifaschistInnen wirklich nur das 
Schlimmste wünscht, sprach lediglich 
von einem „halben dutzend Flaschen“ 
und „drei bis vier“ Farbbeuteln. Von ei- 
nem „Gewaltspektakel hunderter Chao- 
ten“, wie es in der Lokalpresse hieß, konn- 
te also absolut keine Rede sein. Es sei 
denn damit wäre die Polizei gemeint ge- 
wesen. Diese ging mit überzogener Härte 
und fern jeder Verhältnismäßigkeit gegen 
die friedlichen Blockierer vor. Vor dem 
Vorstoß der Polizeikräfte wurde zudem 
nur einmal — und das sehr halbherzig und 
unzureichend -— zum Räumen der Straße 
aufgefordert. Nicht einmal ein Megafon 
konnte die Polizei dafür organisieren. 


Trotz allem konnte oder wollte die Po- 
lizei die Strecke nicht räumen, infolgedes- 
sen beschlossen die „Volksgemeinschaft- 
ler“ ihre Kundgebung auf der besagten 
Straße zwischen meterhohen Stadtmauern 
und fern von jedem Publikum abzuhalten, 
da ihnen zu diesem Zeitpunkt bereits die 
Zeit davonlief. Als sich dann gegen 18.00 
Uhr herausstellte, dass die Neonazis auch 
ihre geplante Abschlusskundgebung nicht 
auf dem Marktplatz abhalten können — 
dieser war immer noch von den Gegende- 
monstranten besetzt — zog Käppler seinen 
letzten Trumpf aus dem Ärmel und mach- 
te von seinem Recht Gebrauch, die Kund- 
gebung bis zum Einbruch der Dunkelheit 
zu verlängern. Gegen 18.45 Uhr löste die 
Polizei seinen Aufmarsch dann jedoch 
endlich auf, die Rechten wurden mit Poli- 
zeibussen aus der Stadt gebracht. Für die 
Straßenblockierer war damit aber leider 
noch lange nicht Schluss. Sie wur- 
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den von der Polizei eingekesselt, nach 
und nach wurden die rund 280 Demon- 
strantInnen in die nahe gelegene Gefäng- 
nisturnhalle abgeführt und dort erken- 
nungsdienstlich behandelt. Gegen einige 
sollen Verfahren wegen schweren Land- 
friedensbruchs eingeleitet werden. 

Mittlerweile wurde für die Verhafteten 
ein Spendenkonto eingerichtet, aus dem 
eventuelle Prozess- und/oder Anwaltskos- 
ten finanziert werden sollen. Die Konto- 
daten erfahrt ihr auf der Internetseite des 
Club Alpha unter der Adresse 

www.clubalpha60.de. 

Die Verhinderung der Demonstration 
war für Schwäbisch Hall ein großer und 
beachtlicher Erfolg, mit dem im Vorfeld 
wohl kaum einer gerechnet hätte. Dies 
lässt hoffen für die weiteren Aktionen, 
denn die Neonazis um Käppler geben 
noch lange nicht auf: bereits für den 25. 
März und den 1. April haben sie weitere 
Kundgebungen angemeldet. Die nächste 
größere Demonstration soll am 11. Sep- 
tember stattfinden. Zeigen wir den Glatz- 
köpfen, dass sie weder in Schwäbisch 
Hall noch anderswo etwas zu suchen ha- 
ben! Denn Faschismus ist keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen! 

Weitere Informationen sowie Bilder 
und Videos zur Demo findet ihr u.a. unter 
folgenden Adressen: 

hitp://indymedia.de.org 
http://ainfos.de. 
Lukas Bischler 


Gedenkfeier im ehemaligen 
KZ Buchenwald 


WEIMAR. Anlässlich des 59. Jahrestages. 


der Selbstbefreiung des Konzentrations- 
lagers Buchenwald am 11.April 1945 
ruft das Internationale Komitee Buchen- 
wald-Dora und Kommandos auch in die- 
sem Jahr alle Gruppen und Einzelperso- 
nen, die sich dem Anliegen des Ver- 
mächtnis der Buchenwalder verbunden 
wissen, auf, für diesen Tag gemeinsame 
Fahrten zur Gedenkstätte Buchenwald zu 
organisieren. Diese Kundgebungen sind 
keine Traditionsveranstaltungen; viel- 
mehr bekommen sie angesichts der Aus- 
einandersetzung über den Umgang mit 
antifschistischen Traditionen in diesem 
Lande eine immer größere Bedeutung. 

Es ist Realität, dass immer weniger 
Zeitzeugen für die antifaschistische Ar- 
beit mit Jugendlichen zur Verfügung ste- 
hen. Es ist auch ihr Wunsch, dass mehr 
Menschen ihre antifaschistische Tradi- 
tion weiterführen. Dabei geht es auch da- 
rum, aktiv gegen den geschichtlichen 
Revisionismus und Geschichtsfälschung 
zu handeln. Dies geschieht allerorts, 
nicht nur in Buchenwald, Es fängt an mit 
der Leugnung der Selbstbefreiung Bu- 
chenwalds, der Leugnung bzw.Diffamie- 
rung der Kämpfe der Kommunisten im 
illegalen internationalen Lagerkomittee 
und führt bis hin zur Gleichstellung der 
Täter mit ihren Opfern. Dazu gehört 
auch die Herabsetzung des Antifa- 
schismus in der DDR als ein „staatlich 
verordneter Antifaschismus“, was bis da- 
hin führt, die DDR mit dem Faschismus 
gleichzustellen und sie so zu delegitimie- 
ren. Diese Kampagne gipfelt in der Um- 
gestaltung und Umorientierung der anti- 
faschistischen Gedenkstätten in Gedenk- 
stätten gegen „Zwei Diktaturen“, 

Eine breite Beteiligung kann in der 
Öffentlichkeit ein Signal für den 60. Jah- 
restages 2005 sein. 

Die internationale Kundgebung be- 
ginnt um 13 Uhr im ehemaligen Häft- 
lingslager. Im Anschluss an diese Ge- 
denkfeier findet der Marsch zur Kranz- 
niederlegung am Glockenturm statt. 

Es sind folgende Redner für diese 
internationale Kundgebung vorgesehen: 
der Präsident des Internationalen Bu- 
chenwaldkomitees Bertrand Herz; Ro- 
bert Büchler, als Kind in Buchenwald 
eingekerkert, lebt heute in Israel; ein 
Vertreter der kanadischen Flieger, die als 
alliierte Kriegsgefangene in Buchenwald 
inhaftiert waren; Franz von Hammer- 
stein, als „Sippenhäftling“ nach dem 20. 
Juli 1944 in Buchenwald und Dachau 
interniert, heute Sprecher des Kuratori- 
ums der Aktion Sühnezeichen/Friedens- 
dienste. 


Vor der Kundgebung besteht die Mög- 


lichkeiten zur Besichtigung des Lagers 
und des Museums. aus nachrichten 
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Strafanzeige gegen 
Holocaustleugner 


Hamburg. Die Vereinigung der Ver- 
folgten des Naziregimes-Bund der 
Antifaschisten (VVN-BdA) hat am Mon- 
tag, den 15.3.2004, Strafanzeige ge- 
gen Thomas Wulff, den Versamm- 
lungsanmelder der „Nazi-Demo“ vom 
31. Januar in Barmbek, gestellt. 


Daneben wird sich die Staatsanwaltschaft 
auch mit den Auftritten der beiden Kund- 
gebungsredner, dem _ stellvertretenden 
Parteivorsitzenden der NPD Holger Apfel 
sowie dem „freien Nationalisten“ Ralf Te- 
gethoff beschäftigen müssen. Begleitend 
zu den Demonstrationen gegen die Wehr- 
machtsausstellung führt das „„Aktionsbüro 
Nord“ derzeit eine Verleumdungskam- 
pagne in verschiedenen Hamburger Stadt- 
teilen durch, bei welcher die Mitarbeiter 
des Hamburger Instituts in aggressiver Art 
und Weise bedroht werden: „Wer mit der 
Lüge lebt, muss die Wahrheit fürchten! In 
diesem Sinne soll dem Deutschenhasser 
Reemtsma auch während der letzten Sta- 
tion in Hamburg das Fürchten gelehrt 
werden!“ Bei allen genannten Aktivitäten 
besteht der begründete Verdacht der 
Volksverhetzung, des Verstoßes gegen das 
Vereinigungsverbot sowie der Verwen- 
dung von Kennzeichen verfassungswidri- 
ger Organisationen. 

Darüber hinaus fordert die Klageschrift 
der Rechtsanwältin Gabriele Heinecke, 
den Verdacht der Strafvereitelung ($ 258 
StGB) gegen den zuständigen Einsatzlei- 
ter am 31.01.2004 und den vor Ort anwe- 
senden Innensenator Dirk Nockemann zu 
klären. Ihrer Ansicht nach hätte die Innen- 
behörde die Versammlung mit dem Motto 
„Reemtsma lügt — Wahrheit siegt“ verbie- 
ten müssen, denn das Ziel der Demonstra- 
tion — die öffentliche Volksverhetzung, 
nämlich das Leugnen des Holocaust und 
der Verbrechen der Wehrmacht — war be- 
reits zum Zeitpunkt der Anmeldung er- 
kennbar. 

Auf der Demonstration selbst bestritt 
der stellvertretende Parteivorsitzende der 
NPD Holger Apfel in seinem Beitrag ve- 
hement die Verbrechen. Doch bereits das 
Demonstrations-Motto „Reemtsma lügt — 
Wahrheit siegt“ erfüllt den Tatbestand der 
Volksverhetzung, indem der unter der 
Herrschaft des Nationalsozialismus be- 
gangene Völkermord öffentlich gebilligt, 
geleugnet oder verharmlost wird. Mit der 
Aussage „Reemtsma lügt“ ist im Kontext 
nicht etwa eine individuelle Aussage des 
Prof. Dr. Reemtsma, sondern eindeutig 
das Leugnen des Inhalts der Wehrmacht- 
sausstellung gemeint, d.h. die Leugnung 
des Völkermords an den sowjetischen Ju- 
den, des Massensterbens der sowjetischen 
Kriegsgefangenen, des Ernährungskriegs, 
der Deportationen von Zwangsarbeitern, 


des Partisanenkriegs, der Repressalien 
und Geiselerschießungen. Mit dem Motto 
„Reemtsma lügt — Wahrheit siegt“ werden 
in hetzerischer Weise die Opfer des NS- 
Regimes verhöhnt und die Taten der 
Wehrmacht und der Waffen-SS als Ver- 
brechen negiert. 

Wiederholt verstießen die Teilnehmer 
der vom Aktionsbüro als „Nazi-Demo“ 
ausgewiesenen Veranstaltung gegen poli- 
zeiliche Auflagen und skandierten „Ruhm 
und Ehre der Waffen-SS“. Die Klage- 
schrift bewertet, anders als die Staatsan- 
waltschaft Hamburg, die sich stets gewei- 
gert hatte, die Verwechslungsähnlichkeit 
mit der Parole der Hitlerjugend „Blut und 
Ehre“ anzuerkennen, dies als Verwendung 
verbotener Kennzeichen. Dabei beruft sie 
sich auf ein Urteil des OLG Karlsruhe 
(PM vom 15.11.2002): „Die Parole ‚Ruhm 
und Ehre der Waffen-SS‘ sei nämlich 
nach der konkreten Art ihrer Benutzung 
der Parole ‚Blut und Ehre‘ der Hitlerju- 
gend zum Verwechseln ähnlich (...) Diese 
Ähnlichkeit werde auch nicht dadurch 
aufgehoben, dass dem Begriff „Ruhm und 
Ehre“ die Ergänzung „,..der Waffen-SS“ 
angefügt worden sei. (...) Denn die Ver- 
wechslungsgefahr entfalle nicht dadurch, 
dass in der Parole in Abweichung zur Ori- 
ginallosung ein Bezug zu einer anderen, 
in gleicher Weise verfassungswidrigen 
Organisation hergestellt werde.“ 

Das Ende der Demonstration beschrieb 
ein Teilnehmer der Nazi-Demonstration 
im Internet wie folgt: „So erreichte der 
Marschzug kurz nach 16 Uhr wieder die 
große Kreuzung vor dem U-Bahnhof 
Saarlandstraße. Es folgte die Heldeneh- 
rung, durchgeführt in bewährter Weise 
vom Kameraden Tegethoff. In seiner An- 
sprache rief er die Toten der Waffengat- 
tungen — und aus abertausend Kehlen 
donnerte ein unüberhörbares „Hier!“ über 
den weiten Platz. Vier mal. Symbolisch 
wurden die gefallenen Soldaten von 
Wehrmacht und Waffen-SS so in unsere 
Reihen zurückgerufen. Dann sangen wir 
das Lied der Deutschen, die erste Strophe. 
Anschließend rückten die volkstreuen 
Kräfte langsam ab ...“ 

Mit der eingereichten Strafanzeige ver- 
bindet die VVN-BdA die Hoffnung, die 
Voraussetzungen für ein Verbot des Nazi- 
aufmarsches am 27.3. zu verbessern. Ein 
solches Verbot zu erreichen, erfordere, so 
die Bundessprecherin Cornelia Kerth, 
aber weiterhin „Öffentliche Aufmerksam- 
keit und politischen Druck, denn zur Zeit 
fehlt der Innenbehörde der Wille gegen 
Naziaufmärsche mit Rechtsmitteln vorzu- 
gehen.“ 


Wolfram Siede, Mitglied im Landes- 
vorstand der VVN-BdA I 
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Österreicher 
im „Revisionisten”- 
Netzwerk 


WIEn. Ende Februar erschienen auf der 
Homepage der neonazistischen Stif- 
tung Vrij Historisch Onderzoek (VHO) 
des flüchtigen deutschen Holocaust- 
Leugners Germar Rudolf zwei Bro- 
schüren des Wiener Antisemiten Ernst 
Pitlik: „Mauthausen — Behauptungen 
und Sachbeweise“ und „Auschwitz — 
Behauptungen und Sachbeweise*“. 

Pitlik, der bereits 1999 „Die ‚Proto- 
kolle‘ der Weisen von Zion aus der 
Sicht nach 100 Jahren“ und 2000 „Eine 
Spur zur Wahrheit? Der Nürnberger 
Prozeß“ im Verlag des Verschwörungs- 
theoretikers Karl Steinhauser veröffent- 
lichte, behauptet dort u. a., dass die 
„bisherigen Behauptungen von Zeugen 
(und Tätern)“ bezüglich der „Zahl der 
Opfer“ und der „technische[n] Durch- 
führbarkeit der ‚Gaskammertötung‘“ 
nicht aufrechtzuerhalten seien. Auch 
sei „die Tötung in ‚Gaskammern‘ durch 
Zyklon B aus technischen Gründen 
nicht möglich“ gewesen. Vielmehr 
handle es sich dabei bloß um „eine 
‚Propagandalüge‘ der Russen“. 

Das DÖW hat bei der Staatsanwalt- 
schaft Wien eine Anzeige gegen Pitlik 
wegen Verdachts eines Verstoßes gegen 
das NS-Verbotsgesetz eingebracht. 

Mit Emil Lachout hat es ein weiterer 
„Revisionist‘“ jüngst gar auf die Titel- 
seite der von Rudolf redigierten neona- 
zistischen Vierteljahreshefte für freie 
Geschichtsforschung (3&42003) ge- 
schafft. Der dazugehörige Aufsatz von 
Johannes Heyne (Pseudonym) widmet 
sich ausführlich dem Leben und Wir- 
ken Lachouts, dessen als „Dokument“ 
getarnte Geschichtsfälschungen 1987 
in Gerd Honsiks HALT unter dem Titel 
„Maut-hausenbetrug amtsbekannt“ er- 
schienen sind. Zwei Jahre später folgte 
die Veröffentlichung seines „gastechni- 
schen Gutachtens“ in Walter Ochens- 
bergers Sieg. 

Das DÖW hat sich in der 1989 er- 
schienenen Arbeit „Das Lachout-,Do- 
kument‘. Anatomie einer Fälschung“ 
ausführlich mit dem Treiben des Gas- 
kammerleugners auseinander gesetzt. 
Das Verfahren gegen ihn nach dem NS- 
Verbotsgesetz wurde 1996 nach $ 412 
STPO vorläufig eingestellt. Laut den 
Vierteljahresheften habe Lachout im 
August 2003 seinerseits Anzeigen ge- 
gen DÖW-MitarbeiterInnen, „den in 
dieser Angelegenheit laxen Bürger- 
meister der Stadt Wien sowie gegen die 
Richter und Staatsanwälte des Wiener 
Landesgerichtes, die im Lachout-Ver- 
fahren Rechtsverletzungen begingen“, 
eingebracht. 

Neues von ganz rechts, www.doew.at I 
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„Möglichst enge 
ernetzung” 


Kooperationsabkommen zwischen NRW und Ostbelgien 


„Tach Nachbar!“ Etwas plump 
war das Motto geraten, unter das 
die Deutschsprachige Gemein- 
schaft Ostbelgiens ihre Werbekampagne 
in Köln gestellt hatte. Fünf Tage lang, 
vom 8. bis zum 12. März, stellte sich der 
„kleinste Gliedstaat in der EU“ der rhei- 
nischen Öffentlichkeit vor, ließ über die 
„wechselvolle Geschichte“ des im Ver- 
sailler Vertrag an Belgien abgetretenen 
Gebietes berichten und verdichtete die 
wirtschaftlichen Kontakte zu deutschen 
Unternehmen. Eine Woche voller Veran- 
staltungen, von der Kölner Öffentlichkeit 
wenig wahrgenommen - aber Teil einer 
langfristig angelegten Strategie. 

Die Deutschsprachige Gemeinschaft 
(DG) ist die Selbstverwaltung von 
71.000 Menschen in neun deutschspra- 
chigen Gemeinden im Osten des König- 
reichs Belgien. Hoheitsrechte hat sie vor 
allem dort, wo die Sprache eine wichtige 
Rolle spielt in Bildung und Kultur, aber 
auch im sozialen Sektor. In anderen Be- 
reichen ist sie der Regionalregierung in 
Namur untergeordnet: Das kleine, 1940 
vom Deutschen Reich annektierte Gebiet 
wurde 1945 an Belgien zurückgegeben 
und gehört heute zur Region Wallonie. 

Gerade die Unterordnung unter die 
Wallonie — so konnte man während der 
Kölner Imagekampagne erfahren — stört 
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die gegenwärtige DG-Regierung. Die 
Hoheitsrechte, die Eupen im Rahmen der 
komplizierten belgischen Föderalrefor- 
men zugestanden wurden, reichen dem 
sozialdemokratischen DG-Ministerpräsi- 
denten Karl-Heinz Lambertz nicht mehr 
aus. Seit Jahren schon kämpft er für die 
Übertragung staatlicher Kompetenzen 
aus Namur an Eupen - nicht ohne Erfolg. 
Die Zuständigkeit für Landschaftspflege 
und Denkmalschutz (Lambertz: „Wich- 
tig für die Herausbildung einer eigenen 
Identität!“) hat die DG der Region Wal- 
lonie bereits abgenommen, ebenso die 
Beschäftigungspolitik und kürzlich auch 
die Gemeindeaufsicht. 

„Als nächstes wollen wir die Raum- 
ordnung“, kündigte Lambertz jetzt inter- 
essierten Kreisen in der Kölner Maison 
Belge an. Raumordnung — das bedeutet 
die Entscheidungsgewalt über die räum- 
liche Ausrichtung eines Gebietes, über 
strukturelle Prioritäten. Schon vor Jahren 
hat der Eupener Ministerpräsident deut- 
lich gemacht, worauf seine Politik letzt- 
lich abzielt. 

Die DG gehe „den Weg einer schritt- 
weisen Erweiterung unserer Autono- 
mie“, um sich schließlich völlig aus der 
Region Wallonie zu lösen und eine ei- 
genständige belgische Region zu wer- 
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den: Das erklärte Lambertz bereits im 
Jahr 2002. 

Warum das nötig sein soll, ist auf den 
ersten Blick nicht wirklich klar. Die Min- 
derheitenrechte der deutschsprachigen 
Belgierinnen und Belgier gelten im inter- 
nationalen Vergleich als vorbildlich, die 
deutschsprachigen Gemeinden Ostbel- 
giens gehören zu den wohlhabendsten 
Gegenden der Region Wallonie. Genau 
hier könnte eine Motivation dafür liegen, 
die Unabhängigkeit von Namur zu er- 
kämpfen: Schließlich stünden die Gel- 
der, die jetzt noch an die Regionalver- 
waltung abfließen, dann der DG selbst 
zur Verfügung. 

Auf einem anderen Blatt steht aller- 
dings, dass Eupen die neu erkämpften 
Kompetenzen nutzt, um die Anbindung 
an Deutschland voranzutreiben. „Wir 
schaffen keine neuen Bürokratien, um 
unsere Probleme zu lösen — wir nutzen 
fremde Apparate“, erklärte Sozialdemo- 
krat Lambertz scheinheilig während 
„Tach Nachbar!“ in Köln. Gemeint sind 
offenbar nicht die Verwaltungsbehörden 
der Wallonie, denen Lambertz die rest- 
lichen Zuständigkeiten für Eupen entzie- 
hen will, sondern die entsprechenden 
Einrichtungen des deutschen Bundeslan- 
des Nordrhein-Westfalen. 

Mit denen arbeitet die DG schon seit 
geraumer Zeit zusammen, und in diesem 
Frühjahr wird die Zusammenarbeit for- 
malisiert. Am 4. März haben Lambertz 
und der nordrhein-westfälische Minister- 
präsident Peer Steinbrück in Eupen eine 
„Gemeinsame Erklärung“ unterzeichnet, 
die „auf eine möglichst enge Vernetzung 
zwischen beiden Regionen“ abzielt. Der 
Umfang des Kooperationsabkommens 
ist breit („Unterrichtswesen, Kunst und 
Kultur, Medien, Freizeit, Sport und Tou- 
rismus, Jugend, Soziales und Gesund- 
heit, Bildung und Beschäftigung, Europa 
und regionale Strukturpolitik sowie all- 
gemeine Verwaltungsangelegenheiten‘“), 
die Zusammenarbeit soll „in enger Ab- 
stimmung mit (...) der Bezirksregierung 
Köln, der Region Aachen und der (in Aa- 
chen angesiedelten) EuRegionale 2008 
Agentur“ erfolgen. Wer in der Zu- 
sammenarbeit zwischen den ungleichen 
Partnern (DG: 71.000 Menschen, NRW: 
18.000.000 Menschen) letztlich das Sa- 
gen hat, ist keine Frage. 

Im April oder Mai soll die Zusammen- 
arbeit zwischen DG und NRW weiter 
formalisiert werden. 

Eupen plant ein Abkommen mit dem 
Landschaftsverband Rheinland, dem 
Verband der Kreise und kreisfreien Städ- 
te der südwestlichen Hälfte Nordrhein- 
Westfalens. Vor allem auf kulturelle und 
soziale Belange soll sich die Vereinba- 
rung erstrecken, erfährt man beim Land- 
schaftsverband in Köln. Der soziale Be- 
reich ist offenbar für deutsche Institutio- 
nen von besonderem Interesse: Im ver- 
gangenen Jahr hat der Sozialverband 


Naziladen im Elsterforum 


GERA. Seit Anfang des Jahres wurde der 
Versand „Ultima-Tex“ ins Internet ge- 
stellt. Inhaber ist der in Gera stadtbekann- 
te NPD-Kader Nico Hüfner. Der Versand 
preist individuellen Textiliendruck rechter 
Motive und Schriftzüge an. Dabei darf 
auch der Hinweis nicht fehlen, dass der 
Versand an die Gesetze der BRD gebun- 
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nicht gedruckt werden könnten. Als 
Motivvorschläge liefert der Versand 
geistige Ergüsse wie „Nationalist — 
Freiheit, Ehre, Vaterland“, „Wehr- 
macht — die tapfersten Soldaten“ oder 
„Geraer Skingirls 14/88“. Die 88 ist 
beliebtes Zahlenkürzel in der rechten 
Szene und steht hierbei für den 8. 
Buchstaben des Alphabets, in diesem 
Falle also Heil Hitler. 

Nico Hüfner betreibt zudem zwei ® 
weitere Internetversände, „Piercing- 
Discounter“ und „Dirty-Shirt‘“. Letzterer 
soll zwar ein eher unpolitisches Publikum 
ansprechen, verortet sich jedoch mit anti- 
amerikanischen Schriftzügen wie „Fuck 
USA“, „Terrorist“ oder „Ich bin KEIN 
Amerikaner“ jenseits des guten Ge- 
schmacks. Politische Beliebigkeit beweist 
Hüfner mit „linken“ T-Shirts mit roten 
Sternen und den Schriftzügen „Staats- 
feind“ und „keine Macht für Niemand“. 


Weg mit Fan Sport Shop Winkler! 


Seit Eröffnung des Elsterforums ist dort 
ein Geschäft ansässig, das diverse Naziar- 
tikel verkauft, und zwar der Laden „Fan 
Sport Shop Winkler“. Es gibt dort so ge- 
nannte Patches und Aufnäher mit Auf- 
schriften wie „Meine Heimat — Deutsch- 
land“, „Durch Kampf zum Sieg“, „Ver- 
hasst & Gefürchtet - Deutschland Ultras“, 
„Ich bin stolz Deutscher zu sein“ usw. Ei- 
nige Patches, Pins und Anstecker mit dem 
Logo der Reichskriegsflagge u.a. wurden 
auf Druck von AntifaschistInnen bereits 
aus dem Sortiment genommen. Geblieben 


sind jedoch diverse „Fanschals“ mit Lo- 
sungen wie „Deutschland unser aller 
Stolz!“, „deutsche Frauen, deutsches Bier, 
Schwarz-Weiß-Rot ich steh zu Dir“, 
„Ohne Türken fahren wir zur EM. Türken 
bleibt zu Hause“ oder Abbildungen der 
Reichskriegsflagge und dem Bekenntnis 
„Meine Heimat“ (siehe Foto). 


Diese Artikel werden weiterhin im Sor- 
timent geführt und haben mit Fußball 
nicht das Geringste zu tun! 

Die Antifaschistische Aktion Gera hat 
eine Kampagne gestartet, die sich gegen 
diese Art Geschäfte richtet, bei denen mit 
Nazi-Accessoires und rechter „Kultur“ 
Geld gemacht wird. Unter dem Motto 
„Den rechten Alltagsbetrieb angreifen — 
Weg mit Youngland, Goods, Fan Sport 
Shop Winkler, Hard-Rock-Shop, Aufruhr 
Versand, Ultima Tex, Donnerschlag & 88 
Records!“ wird die Schließung aller rech- 
ten Geschäfte und Internetversände in 
Gera gefordert. Die Kampagne ist nicht 
auf kurze Dauer angelegt, sondern wird 
solange dauern, bis auch das letzte Ge- 
schäft schließen muss bzw. die rechten 
Waren aus dem Geschäft verschwunden 
sind und sich die Inhaber ausdrücklich da- 
von distanzieren. 

Antifaschistische Aktion Gera [AAG], 
PF 2127, 07511 Gera, 
aag@antifa.net, 

http://aag.antifa.net I 


VdK, einer der größten halbstaatlichen 
deutschen Verbände, einen „Ortsverband 
Ostbelgien“ gegründet und damit begon- 
nen, deutschsprachige Belgierinnen und 
Belgier in deutsche Verbandsstrukturen 
zu integrieren. 

Wohin Eupen wirklich steuert - man 
würde es gerne wissen. Zu schnell jeden- 
falls wurde der Skandal um Jörg Horn 
vergessen, der vor erst 18 Monaten die 
DG erschütterte (vgl. Antifaschistische 
Nachrichten 21/2002). Damals hatte 
Karl-Heinz Lambertz die neu geschaffe- 
ne Stelle eines DG-Lobbyisten in Bru- 
xelles vergeben, ohne sie vorher auszu- 
schreiben — an einen deutschen Staats- 
bürger mit guten Kontakten ins „Vertrie- 
benen“-Milieu, der sich mit Artikeln im 
„Ostpreußenblatt“ und der „Jungen Frei- 


heit“ als versierter „Volksgruppen“-Ex- 
perte zu erkennen gegeben hatte. Wie 
Lambertz mit dem Mann in Kontakt ge- 
kommen war, weshalb er ihn ohne öf- 
fentliche Ausschreibung in das neue Amt 
geschleust hatte und warum er nach den 
Skandalen um die Hermann-Niermann- 
Stiftung unbedingt einen Deutschen mit 
der sensiblen Aufgabe in Bruxelles be- 
trauen musste, der dann auch noch ver- 
sucht haben soll, als Vertreter der DG in 
den Kreis der EU-Vertretungen der deut- 
schen Bundesländer aufgenommen zu 
werden - all dies ist nie wirklich geklärt 
worden. Leider. 

Wüsste man mehr über die „Affäre 
Horn“, vielleicht verstünde man mehr 
von der Kooperation DG-NRW. 

Jörg Kronauer 
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Am Dienstag abend, 16. März 
2004, schloss der Front National 
seinen Wahlkampf in der Region 
Ile-de-France — Paris und Umland — mit 
einem Meeting in der Salle Equinox an der 
südwestlichen Stadtgrenze ab. Daran nah- 
men rund 2.000 Parteigänger und Sympa- 
thisanten teil, auf deren Sitzen Fähnchen 
in den blau-weiß-roten Nationalfarben be- 
reit lagen, damit sie auch schön damit we- 
deln konnten. Die Mobilisierung muss als 
Erfolg der rechtsextremen Partei gelten, 
vor allem auch hinsichtlich ihrer Zu- 
sammensetzung. Alle Altersklassen der 
Bevölkerung waren im Saal vertreten, 
auch wenn die Jahrgänge ab 50 leicht 
überwogen, war auch eine sichtbare An- 
zahl jüngerer Leute zugegen und, anders 
als bei vergleichbaren Anlässen der Partei, 
nicht nur die gesellschaftlich marginale 
männlich-kurzgeschorene Jugend, son- 
dern auch viele „normal“ aussehende jun- 
ge Männer, und dieses Mal auch Frauen. 


Spitzenkandidatin im Vorprogramm, 
Le Pen als Hauptredner 


Spitzenkandidatin in der Ie-de-France, 
neben der Region von Marseille (Proven- 
ce-Alpes-Cöte d!Azur, allgemein PACA 
genannt) eine der Schlüsselregionen bei 
dieser Wahl, ist Marine Le Pen. Die ehe- 
malige Anwältin, Jahrgang 1968, die im 
kommenden August 36 wird, war für die 
extreme Rechte die „Entdeckung“ des 
Präsidentschaftswahlkampfs im Frühjahr 
2002. Damals konnte sie in den Fernseh- 
studios durch ihre Redegabe und ihr tele- 
genes Aussehen — Marine Le Pen ist eine 
blonde Frau mit der bulligen Statur ihres 
Vaters — beeindrucken. Bis dahin hatte sie 
eher wenig im Rampenlicht der Öffent- 
lichkeit gestanden. Sie hatte zunächst ver- 
sucht, sich aus dem Schatten des über- 
mächtigen Vaters zu entfernen und als 
Rechtsanwältin Karriere zu machen, doch 
blieben der Name und das Ansehen des 
Papas und Parteigründers an ihr haften. 
Später leitete sie die Rechtsabteilung von 
dessen Partei, und bei der Parteispaltung 
1998/99 betätigte sie sich führend an der 
„säuberung“ des Parteisitzes von allen 
Sympathisanten des ehemaligen FN-Che- 
fideologen Bruno Me&gret, der zum „Meu- 
terer und Verräter“ (Jean-Marie Le Pen) 
geworden war. 

Seit dem Sommer 2002 wird sie von ih- 
rem Vater, der im Juni vergangenen Jahres 
nunmehr 75 geworden — trotz ständig 
wiederholter, gegenteiliger Beteuerungen 
nun allmählich doch an!s Altenteil denken 
muss, Schritt für Schritt zur Nachfolgerin 
aufgebaut. Und jetzt führt sie ihren ersten 
„eigenen“ Wahlkampf. Das heißt, sie soll- 
te ihn führen. Denn seitdem Jean-Marie 
Le Pen in Nizza, wo er als Direktkandidat 
zum Marseiller Regionalparlament des 
PACA-Gebiets antreten wollte, nicht kan- 
didieren durfte da er keinen formalen 
Wohnsitz vor Ort nachweisen konnte -, ist 
der Schatten des „Alten“ wieder länger ge- 
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Neue Wahlerfolge der 
extremen Rechten in Sicht? 


Reportage von der Abschlussveranstaltung des Front National im Pariser 


Wahlkampf 
ke: x F 


LISTE FRONT NATIONAL 
MARINE LE PEN 


i Nie 


worden. Tatsächlich bestreitet der Partei- 
gründer und Übervater des Front National 
an diesem Dienstag zwischen 75 und 80 
Prozent der Redezeit allein. Die Spitzen- 
kandidatin, Marine, gibt es im Vorpro- 
gramm zu hören, während vielleicht 20 
Prozent der Abendveranstaltung. 

Marine Le Pen darf auf den politischen 
Gegner einholzen. Zuerst geht es gegen die 
regierenden Konservativen, und bevorzugt 
gegen deren aktivistischen Law & Order- 
Innenminister Nicolas Sarkozy, der im 
bürgerlichen Lager als „Geheimwaffe ge- 
gen Le Pen“ gehandelt wird. Sarkozys 
Amtsübernahme habe nichts geändert — so 
das düstere Bild, das Marine Le Pen aus- 
malt —, die Verbrechen würden trotzdem 
immer mehr, und der (ebenso allgegenwär- 
tige wie medienfixierte) Minister sei nur 
„zur Beruhigung‘ da. Also um die Wähle- 
rInnen über den wahren Ernst der Lage 
hinwegzutäuschen. Denn Sarkozy sei nicht 
geneigt, die wahren Ursachen anzutasten, 
und habe an „der Bevorzugung der Aus- 
länder (preference &trangere) auf allen 
Ebenen“ nichts geändert. Danach geht es 
noch gegen die radikale Linke, denn diese 
tritt in diesen Wahlen als konsequente so- 
ziale Protestkraft auf und versucht, die de- 
magogischen Sozialversprechen der extre- 
men Rechten zu demontieren. Mitunter 
mit einigem Erfolg, denn der marxistische 
Pariser Kandidat Olivier Besancenot - all- 
gemein bekannt als „der Briefträger“, tat- 
sächlich ist der 30-jährige Postangestellte 
— konnte Mitte Februar in einer RTL-Fern- 
sehdebatte Marine Le Pen auf diesem Ge- 
biet gehörig ins Schwitzen bringen. „Die 
radikale Linke verfolgt eine blutrünstige 
Utopie“, wettert Marine Le Pen, und: „Es 
gibt keinen Trotzkismus mit menschli- 
chem Antlitz.“ 

Dann aber ist Le Pen Vater an der Reihe, 
und er holt, wie regelmäßige Besucher von 
FN-Sympthisantenveranstaltungen es ge- 


wohnt sind, zum anderthalbstündigen 
Rundumschlag quer durch die nationale 
und internationale Politik aus. 


Kampfesrede für das rechtsextreme 
Publik 


Auffällig war von Anfang an, dass Jean- 
Marine Le Pen gar nicht großartig bemüht 
war, sich mit sachpolitischen Vorschlägen 
zu konkreten Themen zu profilieren und 


um Sympathie zu werben. Stattdessen gab 
es einen ideologischen Parforceritt durch 
die Ursachen des „Niedergangs der franzö- 
sischen Nation“. Dabei handelte es sich of- 
fenkundig um eine Kampfrede an das ab- 
gehärtete Publikum von Sympathisanten 
und Parteigängern, nicht um den Versuch, 
sich als konstruktiv-bürgerlicher Politiker 
um Salonfähigkeit zu bewerben. Vor weni- 
gen Monaten war das noch anders gewe- 


sen: Nachdem Jean-Marie Le Pen im Sep- 
tember 2003 erklärt hatte, als Spitzenkan- 
didat in der Region PACA ins Rennen zu 
gehen, besichtigte er zunächst mehrere 
Wochen lang Müllverbrennungsanlagen 
und landwirtschaftliche Betriebe. Dabei 
bemühte er sich, auch mit halbwegs kon- 
kreten Vorschlägen zur Zukunft der Re- 
gion aufzutreten. (Diese malte er sinnge- 
mäß als Paradies für reiche Rentner aus; 
für diese sollte das Hinterland mit dort zu 
errichtenden Hochsicherheits-Siedlungen 
und Villen erschlossen werden.) Vielleicht 
auch deswegen, und weil die Umfragen 
ihm keinen sicheren Wahlsieg voraussa- 
gen konnten, hat Le Pen dann doch noch 
die Nase voll vom Wahlkampf im Südos- 
ten bekommen. Jetzt gefällt er sich wieder 
in der Rolle des „Volkstribunen‘“, der von 
Region zu Region reist und sich überall in 
den Wahlkampf der extremen Rechten 
einschaltet. 

Jean-Marie Le Pen beginnt seine Rede 
mit einem Ritual für den Kämpfertypus 
unter den Parteigängern, das normaler- 
weise nicht in Wahlkämpfen, sondern 
beim alljährlichen Fest für Sympathisan- 
ten, dem „BBR“ (für „Bleu-Blanc- 
Rouge“, also die Nationalfarben Blau- 
Weiß-Rot) durchgeführt wird. Doch das 
BBR-Fest, dass normalerweise alljährlich 
im September stattfand, konnte seit zwei 
Jahren nicht mehr abgehalten werden: 
Nachdem die Sozialisten die notorisch 
korrupte Chirac- und später Tiberi-Mann- 
schaft im Pariser Rathaus abgelöst hatte, 
entdeckte man in der Kommunalregierung 
plötzlich, dass das Gelände im Stadtwald 
Bois de Vincennes — wo die „BBR“-Sause 
sonst immer stieg — im Herbst dringend 
für den Pariser Zirkus benötigt wird. Und 
Aus war’s mit dem Rummelplatz für 
Rechtsextreme. 

Und so verlieh Jean-Marie Le Pen die 
„Ehrenflamme“, die an besonders ver- 
diente Parteimitglieder verliehen wird (die 
Flamme in den Nationalfarben ist das Par- 
teisymbol des FN, der das Wahrzeichen 
1972 vom italienischen MSI übernahm), 
dieses Mal mitten im Wahlkampf. Die Eh- 
renflamme, betonte Le Pen auch an die- 
sem Dienstag, gibt es für langjährige Par- 
teimitglieder und für solche, „die im 
Dienst an der Sache verletzt worden sind“. 
Von der Sorte gibt es anscheinend viele. 
Und so erhielt es am Dienstag ein jugend- 
licher Parteigänger, der als „Guy“ vorge- 
stellt wurde. Er war angeblich verletzt 
worden, als ein feindliches Auto ihn zu 
überfahren versuchte. Man würde gerne 
wissen, wie es sich wirklich zugetragen 
hat. 


Rassismus, aber wenig echte 
soziale Versprechen 


Selbstverständlich ist auch ein Jean-Marie 
Le Pen darum bemüht, die sich ausbreiten- 
de soziale Unzufriedenheit in der Gesell- 
schaft anzusprechen und auf seine Mühlen 
zu lenken. weiter auf Seite 10 


Fortsetzung von Seite 1 
Zum Ausgang der Regionalwahlen 


Dort erhielt der FN 18,5 Prozent, während 
die Liste „Alsace d’abord“ (Elsass zuerst) 
des früheren FN-Funktionärs Robert 
Spieler weitere 9,5 Prozent erhielt. 

Damit schnitt die extreme Rechte aber 
— insgesamt gesehen — nicht höher ab, als 
es seit Monaten erwartet worden war, 
vielmehr blieb sie sogar hinter den Vor- 
hersagen leicht zurück. Der FN kann nun- 
mehr in voraussichtlich 18 von insgesamt 
22 französischen Regionen in die Stich- 
wahl am nächsten Sonntag ziehen, wozu 
zehn Prozent der Stimmen erforderlich 
sind. Allerdings hat er nirgendwo realisti- 
sche Chancen, künftig die Regionalregie- 
rung zu stellen. 

In den Tagen vor der Wahl war bereits 
sehr viel von der extremen Rechten die 
Rede gewesen. Ein Artikel des konserva- 
tiven Wochenmagazins Le Point (vom 18. 
März) hatte der Stimmabgabe für die ex- 
treme Rechte vorab eine Rationalisierung 
verliehen: Die Wähler des FN stimmten 
gar nicht so sehr für einen rassistischen 
und autoritären Kandidaten, sondern vor 
allem für den, der den etablierten Politi- 
kern den größten Schrecken einjage. Das 
mag bei einem Teil der FN-Wählerschaft, 
die sich im zurückliegenden Jahrzehnt in 
eine Stammwählerschaft von knapp 10 
Prozent und einen Anteil an Wechselwäh- 
lern teilen lässt, zutreffen. Freilich wurde 
auf diesem Wege dieser pervertierte „‚Pro- 
test“ von vornherein entschuldigt. 

Dass die Ergebnisse des FN manche 
Befürchtungen eher leicht unterschritten 
haben, deutet darauf hin, dass es letztend- 
lich vor allem die sozial- und wirtschafts- 
politischen Protestmotive waren, welche 
die Wahl entschieden haben. Zwar ver- 
suchte auch die extreme Rechte, den sozi- 
alen Unmut auf diffuse Weise zu bedie- 
nen. Der FN machte teilweise Wahlkampf 
gegen die „soziale Unsicherheit“. Das war 
ein geschickter Schachzug: Im Präsident- 
schaftswahlkampf 2001/02 hatten Linke 
und Antirassisten den Tiraden des FN - 
aber auch denen vieler Kandidaten aus 
den etablierten Parteien — zur „‚Inneren Si- 
cherheit‘“ entgegen gehalten, die wahre 
Verunsicherung der Gesellschaft sei sozi- 
aler und wirtschaftlicher Natur; das wach- 
sende subjektive „Sicherheitsbedürfnis“ 
sei nur eine Verkleidung der objektiv ge- 
sellschaftlich begründeten Zukunftsangst. 
Der FN stellte jetzt diese Argumentation 
einfach auf den Kopf: Die „soziale Unsi- 
cherheit“ sei einfach ein Aspekt des wach- 
senden „Niedergangs“ und der Dekadenz 
des Vaterlands, und sei nur die Kehrseite 
der Medaille der „kriminellen Unsicher- 
heit“. Beide werden so in ein äußerst dif- 
fuses, aber wirksames Bedrohungsgefühl 
zusammengeführt. 

Völlig ist diese Rechnung aber nicht 
aufgegangen. Der Front National wird in 
voraussichtlich 18 (von 22) Regionen in 


der Stichwahl präsent bleiben. Aber er hat 
keinerlei realistische Chancen, eine Re- 
gionalregierung zu übernehmen (oder 
sich an ihr zu beteiligen, mangels Bünd- 
nispartners). 

In der südostfranzösischen Region 
PACA (Provence Alpes Cöte d’Azur) 
schnitt die extreme Rechte, den Erwartun- 
gen entsprechend, stark aber nicht über- 
mäßig hoch ab. Das bedeutet, dass der 
Front National hier, wie seit langen Jahren 
in Südostfrankreich (wo bspw. besonders 
viele ehemalige Algerienfranzosen ange- 
siedelt wurden) üblich, deutlich über dem 
Landesdurchschnitt liegt, aber dennoch 
keine Siegeschance hat. Damit wird auch 
die Entscheidung von Jean-Marie Le Pen, 
der letztendlich doch nicht wirklich Spit- 
zenkandidat sein wollte, verständlicher. 

Die FN-Ergebnisse in PACA liegen 
knapp oberhalb der Meinungsumfragen 
vor der Wahl, die ihm 22 Prozent im er- 
sten Wahlgang vorhersagten. Die FN-Lis- 
te unter Guy Macary, der an Le Pens Stel- 
le die Spitzenkandidatur übernommen 
hatte, erhielt 22,95 Prozent. Hinzuzurech- 
nen sind 2,94 Prozent für den MNR, die 
Partei Bruno Me&grets. Damit liegt die ex- 
treme Rechte in einer Region, die als eine 
ihrer Hochburgen gilt, knapp unterhalb 
der 26 Prozent. Bei den vorigen Regional- 
parlamentswahlen, im März 1998, hatte 
der (noch nicht gespaltene) FN in der Re- 
gion 26,5 Prozent erhalten. Damit blieben 
zumindest Zuwächse aus. 

Andere hohe Wahlergebnisse des FN 
finden sich in der nordfranzösischen in- 
dustrielle Krisenregion Nord-Pas de Ca- 
lais, nahe der belgischen Grenze. Der FN- 
Generalsekretär Carl Lang (einer der Initi- 
atoren der „sozialen Wende“ von Mitte 
der Neunziger Jahre) hatte 1998 hier noch 
15,3 Prozent erhalten. Dieses Mal erzielte 
er 18 Prozent (exakt sind es 17,95 Pro- 
zent), zuzüglich 1,2 Prozent für den 


Eine weitere absteigende Industriere- 
gion ist die benachbarte Picardie, eben- 
falls in Nordfrankreich. Hier erzielte der 
Front National sogar 23 Prozent (genau 
22,94 Prozent), ohne Konkurrenz durch 
den MNR. Es handelt sich um das zweit- 
höchste FN-Ergebnis landesweit, nach 
Südostfrankreich. Aber auf der anderen 
Seite schnitten hier auch Kommunisten 
und Trotzkisten stark ab, so dass in dieser 
Region eher von einer Polarisierung als 
von einem einheitlichen Rechtsruck zu 
sprechen ist. 

Dagegen schnitt die extreme Rechte 
mit der Hoffnungsträgerin Marine Le Pen 
in der Ile-de-France, also dem Großraum 
Paris, unterdurchschnittlich an. Der FN 
mit seiner Spitzenkandidatin erhielt 12,2 
Prozent und der MNR 1,1 Prozent. Da der 
(noch‘.ungespaltene) FN hier vor sechs 
Jahren noch 16 Prozent erhielt, kann in 
dieser Region ein Rückgang seines Stim- 
menanteils konstatiert werden. 

Bernhard Schmid, Paris I 
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Das tut er, jedenfalls in der diese Woche 
gehaltenen Rede, aber fast nur vermittelt 
über den Rassismus gegen Einwanderer, 
die den armen Franzosen die Sozialleis- 
tungen wegnehmen. 

So behauptete Jean-Marie Le Pen am 
Dienstag, es gebe „acht bis zehn Millionen 
Einwanderer“ (ohne französische Staats- 
bürgerschaft) in Frankreich, darunter fünf 
Millionen unerkannte oder sich illegal dort 
aufhaltende. Dabei beruft er sich auf eine 
nicht näher genannte „offizielle Institu- 
tion“, die das angeblich man erfährt nicht 
wann und wo festgestellt habe. Bereits am 
8. November 2003, beim Auftakt des 
Wahlkampfs in der Ile-de-France, hatte 
Marine Le Pen die Behauptung lanciert, in 
Wirklichkeit habe Frankreich nicht 61 
Millionen EinwohnerInnen, wie die offi- 
ziellen Statistiken behaupten, sondern 65 
Millionen. Denn der Rest seien Unterge- 
tauchte, „Illegale“. 

Angesichts dieses vermeintlich uner- 
kannten Millionenheeres aber, fuhr Le Pen 
in seiner Argumentation fort, sei es auch 
kein Wunder, dass der Staat unter den zu 
finanzierenden Sozialleistungen zusam- 
menbreche. Dabei „vergaß“ er freilich zu 
erwähnen, dass so genannte illegale Ein- 
wanderer auch keinerlei Anrecht auf Sozi- 
alleistungen haben... 

Er habe nichts gegen den einzelnen Ein- 
wander, dessen Wunsch, vom französi- 
schen Lebensstandard zu profitieren, ja in- 
dividuell verständlich sein möge, erklärte 
Le Pen nach einer bei ihm äußerst klassi- 
schen Argumentation. Die Schuldigen 
seien die Politiker und die „Lobbies“, die 
(auf den Untergang der Nation hinarbei- 
tend) die Überflutung Frankreichs organi- 
sierten. Dennoch befindet sich, folgt man 
seiner Logik, der einzelne Franzose natür- 
lich mit Immigranten in Ausgrenzungs- 
Konkurrenz, die einem von beiden zum 
Verhängnis werden muss: „Der Lands- 
mann, der arm ist, aber den gesetzlichen 
Mindestlohn SMIC (Anm.: rund 1.000 
Euro im Monat) verdient und deswegen 
‚zu viel‘ hat, und der wegen seines Man- 
gels an Wohnraum zögert, ein zweites 
Kind zu machen, er wird die Sozialwoh- 
nung (HLM) nie bekommen. Denn da ist 
vor ihm schon der Immigrant, der fünf 
Kinder hat und der immer Vorrang haben 
wird, weil er in einem Hotelzimmer woh- 
nen muss (Anm.: was vielen Immigranten 
tatsächlich zugemutet wird) und 500 
Francs (Anm.: 75 Euro) pro Nacht von 
ihm verlangt werden.“ 

Ferner seien die Immigranten natürlich 
ein Sicherheitsrisiko, fährt Le Pen fort, da 
sich „durch die verrückte Einwanderungs- 
politik auf unserem Boden kompakte Ge- 
meinschaften von Millionen Immigranten 
gebildet haben. Diese sprechen Dutzende 
von verschiedenen Sprachen und hunderte 
von Mundarten, die unsere Polizeikräfte 
nicht verstehen, und die deswegen nicht 
überwacht werden können.“ Die blutigen 
Terroranschläge von Madrid nimmt Le 
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Pen zum An- 
lass, um seinem 
Publikum ge- 
hörig Angst 
einzujagen: 
„Ich war kürz- 
lich am Grab 
meiner Mutter 
in der Bretagne 
zu Besuch, und 
ich sah dort das 
Denkmal für 
die Bretonen, 
die im Ersten 
Weltkrieg ge- 
fallen sind. Da- 
mals fielen 
250.000 Breto- 
nen. 250.000 


Auszeichnung eines jungen Parteiaktivisten mit der „Ehren- 


waren sie, und flamme”, links Alt-Militarist Roger Holeindre, rechts Le Pen 


nicht 250. Das ist 

der Unterschied 

zwischen den Scharmützeln, die jetzt dem 
Dritten Weltkrieg vorausgehen und dem, 
was in einigen Monaten sein wird.“ Das 
arme kleine Frankreich aber sei dem Dro- 
henden schutzlos ausgeliefert, denn „unse- 
re Armee wird vernachlässigt und besitzt 
nur nutzloses, weil veraltetes oder nicht 
mit den erforderlichen Transportkapazitä- 
ten ausgerüstetes Gerät“. (In Wirklichkeit 
stiegen die Rüstungsausgaben unter der 
seit Mai 2002 amtierenden konservativen 
Regierung in schwindelerregendem Tem- 
po. Allein von Juli 2002 bis Juli 2003 er- 
fuhren sie einen Zuwachs von über 9 Pro- 
zent.) Solcherart in Angst und Schrecken 
versetzt, sollen die Parteigänger nach dem 
starken Mann rufen. 

An sozialen Versprechungen hingegen 
hat Jean-Marie Le Pen vor allem Blut, 
Schweiß und Tränen zu bieten. Zwar führt 
der Front National, unter anderem, Kam- 
pagne gegen die „soziale Unsicherheit“. 
Das ist ein geschickter Schachzug, um ei- 
nen Begriff, der ursprünglich von Linken 
und Antirassisten gegen den Diskurs der 
extremen Rechten vorgebracht worden 
war, umzudrehen und in ihren eigenen 
Diskurs einzubauen. Im Präsidentschafts- 
wahlkampf 2001/02 hatten Gegner des FN 
dessen „Innere Sicherheits“-Tiraden (aber 
auch denen vieler Kandidaten aus den eta- 
blierten Parteien) entgegen gehalten, die 
wahre Verunsicherung der Gesellschaft sei 
sozialer und wirtschaftlicher Natur; das 
wachsende subjektive „Sicherheitsbedürf- 
nis“ sei nur eine Verkleidung der objektiv 
gesellschaftlich begründeten Zukunft- 
angst. Der FN stellt diese Argumentation 
einfach auf den Kopf: Die „soziale Unsi- 
cherheit“ sei einfach ein Aspekt des wach- 
senden „Niedergangs“ und der Dekadenz 
des Vaterlands, und sei nur die Kehrseite 
der Medaille der „kriminellen Unsicher- 
heit‘. Beide werden so in ein äußerst diffu- 
ses, aber wirksames Bedrohungsgefühl zu- 
sammengeführt. 

In wirtschafts- und sozialpolitischer 
Hinsicht, dort, wo er konkret wird, ver- 


spricht Jean-Marie Le Pen aber keinerlei 
fortschrittliche Veränderungen. Beispiels- 
weise erklärt er offen, „man hätte schon 
vor Jahren das Rentenalter auf 75 erhöhen 
müssen“, was man tröstet er immerhin 
hätte „schrittweise tun können: erst 67 Jah- 
re, dann 69, dann...“ 

Stattdessen hätten „die etablierten Poli- 
tiker“ fatalerweise die Rente mit 60 einge- 
führt. (Nach dem Amtsantritt Frangois 
Mitterrands wurde 1982 das gesetzliche 
Rentenalter, das eine rein theoretische 
Größe ist, denn damit ist noch nichts darü- 
ber ausgesagt, ob die Betreffenden den 
vollen Rentensatz erreichen, der von den 
Beitragsjahren in die Kasse abhängt — auf 
60 Jahre festgelegt. Die amtierende neo- 
konservative Raffarin-Regierung hat es im 
Sommer 2003 von 60 auf 65 Jahre erhöht, 
und zugleich die Bedingungen für das 
Ausschöpfen des vollen Rentensatzes 
drastisch verschärft.) Deshalb bleibe jetzt 
„nur noch wenig Zeit für die dringend er- 
forderlichen Reformen“. Jeder im Saal 
dürfte bemerken, dass mit Reformen dabei 
bei Le Pen - aber nicht allein bei ihm... — 
keine sozialen Verbesserungen gemeint 
sind... 

Und als Leitidee im sozial- und wirt- 
schaftspolitischen Bereich zitiert Jean-Ma- 
rie Le Pen einen Ausspruch von Ronald 
Reagan, aus dessen Wahlkampf 1980: 
„Der Staat soll von meinem Rücken her- 
untersteigen, und seine Hände aus meinen 
Taschen nehmen.“ Das bedeutet, dass das 
Schwergewicht auf eine Anti-Steuer-De- 
magogie gelegt wird, wie es neben den 
Rechtsextremen auch die Neokonservati- 
ven aller Schattierung tun. Als Jean-Marie 
Le Pen diesen Satz ausspricht, dreht er 
sich zum auf der Tribüne sitzenden Partei- 
funktionär Michel de Rostolan (er war in 
den 80er Jahren Jean-Marie Le Pens Ver- 
bindungsmann zum rechten Flügel der 
US-Republikaner, und Präsident des 
„Französischen Komitees für die Wieder- 
wahl von Ronald Reagan“) um. De Rosto- 
lan, der jetzt als FN-Spitzenkandidat im 


Departement Essonne, im südlichen Pari- 
ser Umland, antritt, lächelt milde zurück. 

Unter dem sozial-demagogischen An- 
strich, den der FN seit den frühen Neunzi- 
ger Jahren verstärkt angenommen hat, 
kommt also der alte ultra-konservative 
Urgrund in sozialer Hinsicht hervor. 
Als Bündnispartner für die Bürgerlichen 
dürfte Jean-Marie Le Pen heutzutage den- 
noch kaum in Frage kommen. Zu hetze- 
risch sind etwa seine Tiraden gegen die 
„francs-maqueraux“ (Frei-Zühälter), in 
Anspielung auf die franc-magons (Frei- 
maurer), bei denen ein nicht unbedeuten- 
der Teil der französischen, republikanisch- 
linksliberalen Eliten organisiert ist. Damit 
meinte Jean-Marie Le Pen erklärtermaßen 
die antirassistischen Organisationen und 
die traditionsreiche „Liga für Menschen- 
rechte“ (LDH, Ligue des droits de l’hom- 
me), die 1898 im Kampf gegen das antise- 
mitisch motivierte Dreyfus-Urteil gegrün- 
det wurde. Die LDH und antirassistische 
Gruppen hatten gegen Jean-Marie Le Pen 
wegen eines Interviews vom April 2003 
geklagt, in dem dieser prophezeit hatte, 
wenn diese erst einmal „25 Millionen in 
Frankreich sein werden, dann werden die 
(gebürtigen) Franzosen ihnen von den 
Bürgersteigen herunter ausweichen und 
dabei den Blick senken“ müssen. Diese 
Aussage wiederholte Jean-Marie Le Pen 
an diesem Dienstag, aber hinzusetzend: 
„Aber vielleicht stimmt diese Vorhersage 
deswegen nicht, weil das schon heute 
längst der Fall ist.“ 

Aufgrund dieser Aussage, wegen derer 
besagte Organisationen den FN-Parteichef 
verklagten, hat der Pariser Staatsanwalt 
zwei Monate Haft auf Bewährung und ei- 
nen zeitweisen Entzug des passiven Wahl- 
rechts gegen ihn gefordert. Das Urteil 
wird am 2. April bekannt werden — nach 
den Regionalparlamentswahlen. 

Bernhard Schmid, Paris 


:ausländer- und asylpolitik 


= Abschiebung mit deut- 
: scher Gründlichkeit 


HAMBURG. Am Dienstag, den 9. März, 
fanden sich am frühen Morgen am Flug- 
hafen Hamburg fünfundzwanzig Unter- 
stützerInnen ein, um Passagiere der Luft- 
hansa-Maschine nach Paris darüber zu 
informieren, dass zwei Flüchtlinge über 
Paris und Algerien nach Burkina Faso 
abgeschoben werden sollen. Ein weiterer 
Betroffener wurde kurz vorher mittels ei- 
ner zweiwöchigen Duldungsverlänge- 
rung vor der Zwangsvorführung be- 
wahrt. Nach Informationen der Rechts- 
anwälte scheiterte die geplante Abschie- 
bung schließlich am passiven Wider- 
stands der beiden Betroffenen. Sie hätten 
geweint, gesagt, sie wollten nicht fliegen 
und seien nicht aus dem BGS-Bus ausge- 
stiegen. Daraufhin wurde — wohl nach 
Entscheidung des Piloten — die Abschie- 
bung gestoppt. Die beiden Flüchtlinge 
sitzen seitdem in Abschiebehaft. 

In Abstimmung mit ihnen bewies eine 
Gruppe von UnterstützerInnen Solida- 
rität, wurde aber nach kurzer Zeit aus der 
Abflughalle gedrängt. Insgesamt bewer- 
tet Conni Gunsser vom Flüchtlingsrat die 
koordinierte Aktion gegen die Abschie- 
bung „erst einmal als Erfolg des guten 
Zusammenwirkens von Rechtsanwältln- 
nen, burkinischer Botschaft, Flüchtlings- 
organisationen, Medien und anderen 
UnterstützerInnen“. 

Die anordnende Instanz, also der Lei- 
ter des Einwohnerzentralamtes Ralph 
Bornhöft, stellte sich auf Nachfrage der 
Presse weitgehend arglos: Er wisse 
nichts von der Ablehnung der Einreise 
durch die Botschaft von Burkina Faso, 
und Abschiebungen mit dem „EU-Stan- 
dardreisedokument“ hätten bisher noch 
immer geklappt! Hier stellt der Chef der 
Abschiebebehörde auf das höchst um- 
strittene „EU-Standardreisedokument“ 
ab, das verwendet wird, wenn weder 
Pass noch Passersatz beschafft werden 
kann. Nur: Burkina Faso akzeptiert die- 
sen Eingriff in seine Hoheitsrechte nicht, 
und ohne ein vom Zielland anerkanntes 
Reisepapier dürfte Hamburg nicht ab- 
schieben. In diesem Sinne wiesen die 
Anwälte der Abschiebehäftlinge wieder- 
holt auf die Äußerung von Moumuuni 
Fabre, Minister für Verwaltung und De- 
zentralisation in Burkina Faso, hin. Die- 
ser erklärte am 11.3.04 anlässlich des 
Staatsbesuchs des burkinischen Präsi- 
denten Compaore in Berlin: „Sein Land 
erkenne das EU-Standardreisedokument 
nicht als Ersatzpapier an, das die Ham- 
burger Ausländerbehörde bei fehlendem 
Reisepass oder Passersatz für Abschie- 
bungen benutzt“. 

Entwarnung ist leider also unange- 
bracht, zumal Ralph Bornhöft sich in der 


Frankfurter Rundschau dahingehend er- 
klärte, dass die Ausländerbehörde über- 
lege, nun eine Charterfluggesellschaft 
mit der Abschiebung zu beauftragen. Bei 
Linienflügen mit der Lufthansa sei be- 
kannt, dass die Piloten sich weigern, ab- 
schiebeunwillige Flüchtlinge an Bord zu 
nehmen. kun 0 
(weitere Informationen unter 
www.,fluechtlingsrat-hamburg.de) 


„Fahrlässige Tötung durch 
Unterlassen” 


FRANKFURT. Nachdem im Prozess gegen 
drei BGS-Beamte in Frankfurt/Main in 
den letzten Wochen weitere Details über 
den Abschiebetod von Aamir Ageeb be- 
kannt geworden sind, gehört nach Über- 
zeugung von Menschenrechtsaktivisten 
auch der verantwortliche Lufthansapilot 
auf die Anklagebank. Am Dienstag 
reichte die Münchner Rechtsanwältin 
Gisela Seidler im Namen des Aktions- 
bündnisses gegen Abschiebungen Rhein- 
Main bei der Frankfurter Staatsanwalt- 
schaft eine Strafanzeige gegen Eike R., 
den Piloten des Fluges LH 588 ein. Das 
Bündnis wirft dem Piloten fahrlässige 
Tötung durch Unterlassen vor. 

Die Beweisaufnahme vor dem Amts- 
gericht Frankfurt am Main hat ergeben, 
dass Aamir Ageeb unter den Augen des 
Kapitäns bereits mehrfach gefesselt und 
mit Helm auf dem Kopf ins Flugzeug ge- 
tragen wurde. Der Pilot wurde darüber 
informiert, dass mit erheblichem Wider- 
stand Ageebs zu rechnen sei. Schon hier 
hätte er einschreiten und einen Transport 
untersagen müssen. Eike R. bekam da- 
nach Aamir Ageebs Fixierung an den 
Sitz unmittelbar mit und billigte diese 
Fesselungsmethode, die nach den Regeln 
der Luftverkehrssicherheit untersagt ist. 

Der Pilot hatte sich im direkten, per- 
sönlichen Kontakt mit Aamir Ageeb 
überzeugen können, dass dieser seine 
Abschiebung nicht hinnehmen werde. 
Und trotz der ihm gegenüber geäußerten 
Bedenken der diensthöchsten Stewardess 
(Purserette) stimmte der Kapitän dem 
Zwangstransport unter all diesen Um- 
ständen zu. 

Es besteht kein Zweifel, dass Aamir 
Ageebs Tod in unmittelbarem Zu- 
sammenhang mit seiner Fesselung und 
Fixierung im Flugzeug steht. Dem Kapi- 
tän, der nicht nur für die Sicherheit des 
Fluges sondern auch aller Passagiere 
verantwortlich ist, kommt eine besonde- 
re Verantwortung im strafrechtlichen 
Sinne zu. Er hätte den Transport von 
Ageeb in gefesseltem Zustand unter al- 
len Umständen ablehnen müssen. Sein 
Unterlassen war kausal für Ageebs Tod. 

„So etwas darf nie wieder passieren“, 
begründet Hagen Kopp vom Aktions- 
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bündnis gegen Abschiebungen- 
Rhein/Main den Schritt zur Anzeige 
wegen Verdachts der fahrlässigen Tötung 
durch Unterlassung. „Kein Flugzeug- 
Kapitän, nicht bei Lufthansa und bei kei- 
ner anderen Airline, darf Menschen ge- 
gen ihren Willen transportieren.“ 

Die Pilotenvereinigung Cockpit hatte 
ihre Mitglieder bereits im Jahre 2000 
aufgefordert, das Kriterium „willing to 
travel“ zum Kriterium jeder Entschei- 
dung über den Transport zu machen, wie 
dies der Policy der internationalen Pilo- 
tenvereinigung IFALPA entspricht. Aber 
das ist bis heute nicht der Fall: bei Luft- 
hansa wie auch bei anderen Fluggesell- 
schaften wird weiter abgeschoben. 

Aktionsbündnis gegen Abschiebungen 

Rhein-Main / kein mensch ist illegal c/o 
Flüchtlings-Cafe, Metzgerstraße 8, 
63450 Hanau I 


Abschreckung 
auf ganzer Linie 


MÜNCHEN. Unter dem Deckmäntelchen 
der Haushaltskonsolidierung schwenkt 
die bayerische Flüchtlingspolitik auf Aus- 
schluss und Illegalisierung ein. Auf seiner 
Pressekonferenz vom 15.3. warnte der 
Bayerische Flüchtlingsrat vor den sozia- 
len Folgen, die sich aus der verstärkten 
Ausgrenzung von Flüchtlingen ergeben. 
Während das Sozialministerium im Be- 
reich Flüchtlingsbetreuung drastische 
Kürzungen durchsetzen will, stockt das 
Innenministerium seine Mittel zur er- 
zwungenen Ausreise von Flüchtlingen 
kräftig auf. Vierzig Stellen sind im Etat 
Günter Becksteins zum Aufbau von 
Rückführungszentralen vorgesehen. 

Auf einen Nenner gebracht bedeuten 
diese Mittelverschiebungen einen Abbau 
sozialer Integration und einen Ausbau des 
repressiven Ausgrenzungsapparats. Es 
entsteht eine Parallelstruktur der Lagerun- 
terbringung, Sozial- und Innenministe- 
rium konkurrieren um eine Flüchtlingspo- 
litik, die den Anspruch auf menschenwür- 
dige Unterbringung immer deutlicher der 
Maxime der Abschreckung unterordnet. 
Eine noch annähernd flächendeckende so- 
ziale Betreuung von Flüchtlingen wird 
aufgegeben zugunsten einer flächende- 
ckenden und kostenintensiven Errichtung 
von Ausreiselagern unterschiedlicher 
Couleur. (...) 

Die Kürzungen im Bereich Flüchtlings- 
betreuung durch Wohlfahrtsverbände ha- 
ben zur Folge, dass künftig ein großer Teil 
der Flüchtlingsunterkünfte in Bayern 
ohne jegliche Betreuung bleiben wird. 
Die _UnterkunftsbewohnerInnen be- 
sonders in ländlichen Gegenden Bayerns 
werden noch stärker isoliert sein als bis- 
her. Niemand wird vor Ort sein, der ihre 
Situation wahrnehmen, ihre Interessen 
vertreten und in ihren Anliegen vermitteln 
kann. Ebenso wird die Anleitung von Eh- 
renamtlichen zukünftig nicht mehr mög- 
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lich sein und damit auch Kontakte zum 
Erliegen bringen. Wie sich dies auf die 
Flüchtlinge auswirken wird, stellte Ste- 
phan Dünnwald, Sprecher des Bayeri- 
schen Flüchtlingsrats anhand einer Unter- 
kunft in Oberfranken dar. Eine inzwi- 
schen anerkannte tschetschenische Asyl- 
suchende berichtet brieflich detailliert 
über Schikanen des dortigen Unterkunfts- 
verwalters, der selbst bei einer akuten Er- 
krankung eines Kindes Hilfe verweigerte 
und die Bewohner mit zynischen Sprü- 
chen brüskierte. Dies zeigt deutlich die 
Konsquenzen einer fehlenden Betreuung 
auf. Nicht nur, dass Verwalter unkontrol- 
liert über die Bewohner einer Unterkunft 
herrschen können, sondern auch, dass die 
Betroffenen sich mangels lokaler Stellen 
auf verschlungenen Wegen an den fernen 
Bayerischen Flüchtlingsrat wenden, zeigt, 
wie sehr Flüchtlinge künftig auf sich al- 
lein gestellt sein werden. Flüchtlinge wer- 
den von Sozialberatung, Anwälten und 


Menschenrechtsorganisationen, vor allem 
aber von der Bevölkerung abgeschnitten 
sein. (...) 

Auch die Gelder für Unterkünfte wer- 
den im Haushaltsentwurf deutlich (um 30 
%) reduziert. Begründet wird diese Kür- 
zung damit, dass in den nächsten beiden 
Jahren mit einer umfassenden Rückfüh- 
rung von Flüchtlingen nach Afghanistan 
und in den Irak gerechnet wird. Diese 
Spekulation mag das Interesse der Staats- 
regierung wiederspiegeln, die Realität 
sieht anders aus. Auch wenn Bayern 
schon mal die Abschiebung eines Afgha- 
nen geprobt hat, so sind weder Afghani- 
stan noch Irak in absehbarer Zeit als si- 
chere Staaten einzustufen (...) 


Repression statt Integration: das Geld 
wird falsch verteilt 


Das bittere Fazit, das der Bayerische 
Flüchtlingsrat aus den Haushaltsplänen 
zieht, heißt Ausgrenzung, Abschreckung, 
Abschiebung um jeden Preis. Trotz einer 
deutlichen Tendenz, Flüchtlinge verstärkt 
aus ihren sozialen Bezügen herauszurei- 
ßen und in Lager einzuweisen, wird die 
Betreuung von Flüchtlingsunterkünften 
drastisch reduziert. Dadurch wird dem 
Bedürfnis der Flüchtlinge, Kontakt zur 
Gesellschaft zu finden und sich zu inte- 
grieren, ein Riegel vorgeschoben. Integra- 
tionsleistungen der Flüchtlinge werden 


nicht honoriert, sondern rückgängig ge- 
macht, die Abschreckung wird verstärkt. 
Auch Flüchtlinge, die seit langen Jahren 
in Bayern leben, sollen aus dem Land ge- 
drängt werden. Die Gelder, die Bayern für 
Flüchtlinge ausgibt, werden aus dem Be- 
reich der Integration in den Bereich Aus- 
grenzung verschoben. Die Integration von 
Flüchtlinge, die noch auf ihre Anerken- 
nung warten oder auch im Falle einer Ab- 
lehnung ihres Antrags nicht ausreisen 
können, soll verhindert werden. Damit 
riskiert die bayerische Staatsregierung, 
dass Tausende Menschen, die auch län- 
gerfristig in Bayern leben, einer Lagerun- 
ter-bringung unter abschreckenden Be- 
dingungen ausgesetzt sind, die nachweis- 
lich erhebliche psychische Beschädigun- 
gen und Aggressionen produziert. Legale 
Auswege aus dieser Situation werden zu- 
nehmend verbaut, weshalb diese Politik 
auf eine Kriminalisierung und Illegalisie- 
rung von Flüchtlingen hinausläuft. 

Zu dieser Politik gibt es Alternativen. 
Seit Einführung der Lagerunterbringung 
von Flüchtlingen Anfang der 80er Jahre 
ist von verschiedenen Seiten immer wie- 
der festgestellt worden, dass Lagerunterb- 
ringung und die Versorgung mit Sachleis- 
tungen teuer ist, wesentlich teurer als eine 
private Unterbringung von Flüchtlingen. 
Stellt man den Flüchtlingen statt der 
Sachleistungen das Äquivalent in Bargeld 
zur Verfügung, erhalten diese erheblich 
mehr und vor allem bessere Produkte. 
Kostenfaktor ist außerdem das, was sich 
als Konsequenz einer Politik der sozialen 
Ausgrenzung ergibt. Lagerunterbringung 
und Ausgabe von Sachleistungen entmün- 
digen die Flüchtlinge und berauben sie 
der Möglichkeit, ihre sozialen Kompeten- 
zen einzusetzen und weiterzuentwickeln. 
So produziert die bayerische Politik hilfs- 
bedürftige Sozialfälle mit einem erhöhten 
Betreuungsbedarf. 


Der Bayerische Flüchtlingsrat fordert 
ein Ende dieser Politik. 


Notwendig sind eine Aufhebung des Ar- 
beitsverbots für Flüchtlinge und einen 
Stopp der Zwangseinweisungen in Lager. 
Dies würde Flüchtlinge aus dem verord- 
neten Bezug von Sozialleistungen be- 
freien und eine kostenträchtige Lagerun- 
terbringung ersparen. Damit könnte das 
Vielfache der Gelder eingespart werden, 
die jetzt bei der Betreuung von Flüchtlin- 
gen gestrichen werden und Flüchtlingen 
würde ein menschenwürdiges Leben in 
Bayern ermöglicht. Und zum Schluss: 
Flüchtlinge, die nicht zu hilflosen Sach- 
leistungsempfängern degradiert werden, 
sondern bei der Entwicklung ihrer eige- 
nen Kompetenzen Unterstützung erfah- 
ren, können auch Perspektiven entwi- 
ckeln und den Mut zu der Entscheidung 
finden, in ihr Herkunftsland zurückzukeh- 
ren, wenn die Verhältnisse es zulassen. 
gez. Stephan Dünnwald, Sprecher des 
Bayerichen Flüchtlingsrates 


Opfer rechter Gewalt seit 1990 in 
der Bundesrepublik Deutschland 


Eine Ausstellung von Rebecca Forner 
17.3. - 23.5. 2004 im Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma 


HEIDELBERG. Am 14. September 
2000 veröffentlichten „Der Tages- 
spiegel“ und die „Frankfurter 
Rundschau“ die erste Chronik von Op- 
fern rechter Gewalt seit 1990. Nach ihrer 
letzten Aktualisierung im März 20003 
verzeichnete sie insgesamt 99 Todesfälle 
und weitere 16 Verdachtsfälle. Beide Ta- 
geszeitungen haben für die von ihnen re- 
cherchierten und erstellten Übersichten 
folgende Kriterien zugrunde gelegt: Auf- 
genommen wurden Taten, die nachge- 
wiesenermaßen aus rassistischen Moti- 
ven begangen wurden oder bei denen 
plausible Anhaltspunkte für einen rechts- 
extremen Hintergrund bestehen. Hinzu 
kommen weitere, in denen der oder die 
Täter nachweislich einem entsprechend 
eingestellten Milieu zuzurechnen sind 
und ein anderes Tatmotiv nicht erkenn- 
bar ist. Keine der bestehenden Listen ist 
jedoch vollständig. Es gibt viele Zwei- 
felsfälle, und die tatsächliche Zahl der 
Opfer dürfte noch höher liegen. 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 
der ersten Chronik im Jahr 2000 erkann- 
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te die Bundesregierung nur 26 der aufge- 
nommenen Fälle an. Im Mai 2001 änder- 
ten die Innenminister von Bund und Län- 
dern die Kriterien zur Erfassung rechter 
Straftaten: Die Definition von Extre- 
mismus, wonach es sich um Anschläge 
handelt, die gegen die freiheitlich-demo- 
kratische Grundordnung gerichtet sind, 
wurde durch die Definition „politisch 
motivierte Kriminalität“ ersetzt. Seitdem 
reicht beispielsweise „Verachtung für 
Obdachlose“ als Motiv aus, um die Tat 
als politisch motiviert werten zu können. 
Seit dem 22. Oktober 2001 liegt laut 
Bundesregierung die Zahl der anerkann- 
ten Opfer bei 38. Zwar existiert nun ein 
neues „Definitionssystem politisch moti- 
vierte Kriminalität“, doch ob eine Straf- 
tat letztendlich als politisch motiviert be- 
wertet wird, entscheiden allein die zu- 
ständigen Landespolizeidienststellen. 
Ihre Entscheidungen werden vom 
Bundeskriminalamt nicht mehr in Frage 
gestellt. 

Auch wenn einzelne Angriffe immer 
wieder für kurze Zeit in den Schlagzeilen 
der Medien auftauchen, gelangt der 
Großteil nicht ins öffentliche Bewusst- 
sein. 

Während die gesellschaftlichen Grün- 
de für Rechtsextremismus intensiv dis- 
kutiert werden, erfährt man so gut wie 
nichts über die Opfer rechter Gewalt und 
ihre Angehörigen. Die Berliner Künstle- 
rin Rebecca Forner hat den Menschen, 
die von Rechtsextremen zu Opfern erst 
gemacht wurden, daher eine Ausstellung 
gewidmet. Erstmalig im Mai/Juni 2002 
am Bauzaun der Berliner Stiftung Topo- 
graphie des Terrors gezeigt, ist nun eine 
veränderte, transportable Variante der 
Ausstellung verfügbar. Nach einer Prä- 
sentation in der Begegnungsstätte Alte 
Synagoge Wuppertal im Herbst 2003 
wird sie von März bis Mai 2004 im Do- 
kumentations- und Kulturzentrum Deut- 


scher Sinti und Roma in Heidelberg zu 
sehen sein. 

Kurzbiografien in Wort und Bild zei- 
gen den einzelnen Menschen hinter den 
Schlagzeilen und schildern die Todesum- 
stände. Unterbrochen wird die Abfolge 
der Schicksale durch Spiegel mit den 
Aufschriften „Zuschauer?“, „Täter?“ 
und „Opfer?“. Die Idee der Erinnerung 
an die meistens nur als Randnotiz er- 
scheinenden Opfer wird damit um die 
Frage der gesellschaftlichen Verantwor- 
tung erweitert. Zwischen den Biografien 
der ermordeten Menschen erkennt der 
Besucher sich selbst und wird damit auf 
sich und seine Rolle zurückgeworfen: 
„Wie hätte ich mich in einer vergleichba- 
ren Situation verhalten sollen?“ Die Ant- 
wort auf diese Frage bleibt am Ende un- 
beantwortet im Raum stehen und beglei- 
tet den Besucher beim Verlassen der 
Ausstellung in die „Mitte“ unserer Ge- 
sellschaft. 

Ergänzt wird die Ausstellung in Hei- 
delberg durch ein vom Wuppertaler His- 
toriker Lars Reinking erarbeitetes päda- 
gogisches Programm. Die Herausgabe 
einer Publikation mit Informationen zur 
Ausstellung, zu den Formen pädagogi- 
scher Auseinandersetzung und den Bei- 
trägen der Veranstaltungsreihe ist in Pla- 
nung. Weitere Informationen sind im 
Internet unter www.sintiundroma.de zu 
finden. Über den Verein „Opferperspek- 
tive. Beratung für Opfer rechtsextremer 
Gewalt in Brandenburg“ kann die Aus- 
stellung ausgeliehen werden. Weitere In- 
formationen und die Ausleihmodalitäten 
können per E-Mail unter info@opferper- 
spektive.de angefragt werden. 

Dokumentations- und Kulturzentrum 
Deutscher Sinti und Roma, 
Bremeneckgasse 2, 69117 Heidelberg 
06221-981102 

Internet: http://www.sintiundroma.de 
eMail: info@sintiundroma.de IM 


Der folgende Aufruf wird als Anzeige am 8. Mai, dem Jahrestag der Befreiung 
vom Faschismus, in der Frankfurter Rundschau veröffentlicht. Wir suchen Unter- 
stützer des Aufrufs, die sich (wenn möglich) mit einer Spende von 20-30 Euro an 
den Kosten beteiligen. 

Nach dem Scheitern des NPD-Verbots - Der Tolerierung faschistischer 
Umtriebe entschieden entgegentreten! 

Mit der Einstellung des Verbotsverfahrens durch das Bundesverfassungsgericht 
haben die Umtriebe der NPD und des neofaschistischen Spektrums sichtbaren 
Auftrieb bekommen. Die Neofaschisten zeigen herausfordernde Präsenz. 
Deshalb fordern wir die demokratische Öffentlichkeit auf, sich mit uns den zuneh- 
menden Umtrieben der neofaschistischen Kräfte überall entgegen zu stellen. Wir 
sind nicht gewillt, diese Provokationen tatenlos hinzunehmen: 

@ Wir fordern eine demokratische Untersuchung der Praktiken des Verfassungs- 
schutzes in Bund und Ländern und die Abschaffung des die Nazis begünstigen- 
den V-Leute-Systems. 


@ Wir fordern die restlose Ausschöpfung aller gesetzlichen Mittel zur Verhinde- 
rung von Naziaufmärschen und veranstaltungen. Organisationen, die die Ver- 
herrlichung des nationalsozialistischen Gedankenguts auf ihre Fahnen geschrie- 
ben haben, sind entsprechend dem ontifaschistischen Auftrag des Grundgesetzes 
zu verbieten! 

@ Wir fordern die Beendigung der Prozesse gegen angebliche „Störer” von Ne- 
onaziversammlungen, denn der Faschismus ist kein „schützenswertes Gut”, Fa- 
schismus ist keine Meinung, sondern ein Verbrechen! 


Bitte bis zum 1. Mai 2004 zurücksenden an: VVN-BdA, Franz-Mehring-Platz 1, 
10243 Berlin oder per Fax: 030-29 78 41 79. Name, Vorname, PLZ*, Ort, Stra- 
ße* und ggf. Funktion nicht vergessen (* dient nur zur Information/Kontaktauf- 
nahme und wird nicht veröffentlicht). Die Überweisung bitten wir euch nicht zu 
vergessen und auf das Konto-Nr. 4384 646 702 bei der Berliner Bank (BLZ 100 
200 00), Stichwort: FR-Anzeige vorzunehmen. 
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Macht im 
Hintergrund 


Militär und Politik in 
Deutschland von Seeckt bis 
Struck - Neues Buch von 
Ulrich Sander 


Ulrich Sander, Landesspre- 
cher der VVN-BdA NRW, hat 
ein neues Buch herausge- 
bracht: „Macht im Hinter- 
grund — Militär und Politik in 
Deutschland von Seeckt bis 
Struck“. Es zeigt die histori- 
schen Kontinuitäten der Mili- 
tärpolitik seit der Weimarer 
Republik. 

Im Klappentext heißt es: 
„Wie in der Weimarer Repu- 
blik die Reichswehrführung 
unter dem General von Seeckt 
gibt deutsches Militär heute 
wieder den Ton an in der Rüs- 
tungs- und Sicherheitspolitik. 
So wurden die „Verteidi- 
gungspolitischen Richtlinien“ 
des ehemaligen Verteidi- 
gungsministers Rühe ebenso 
von politisierenden Generälen 
ersonnen wie die „Verteidi- 
gung am Hindukusch“ des 
heutigen Amtsinhabers 
Struck. Anhand offizieller und 
offiziöser Quellen weist Ul- 
rich Sander nach, dass eine 
militärische Elite, die von äu- 
Berst rechten Militärs ange- 
führt wird, bei uns wieder 
maßgeblichen Einfluss ge- 
wonnen hat.“ 

Zur Person: Ulrich Sander, 
geb. 11. März 1941 in Ham- 
burg. Nach Mittelschule Lehre 
als Verlagskaufmann und zu- 
nächst Tätigkeit in diesem Be- 
ruf. (U.a. bei „Konkret“ zu- 
sammen mit Ulrike Meinhof) 
1960 Mitorganisator des er- 
sten deutschen Ostermarsches, 
1968 Mitbegründer der SDA]. 
Seit 1962 als Journalist und 
Korrespondent tätig. Buchver- 
öffentlichungen: „Mord im 
Rombergpark“ (Kriegsend- 
morde im Ruhrgebiet) (1993), 
„Schwarz-Braun-Buch“ (Al- 
ternativer Verfassungsschutz- 
bericht) (1995, zusammen mit 
Anne Rieger), „Szenen einer 
Nähe/Nach dem großen 
RechtsUm bei der Bundes- 
wehr“ (1998), „Jugendwider- 
stand im Krieg - Die Helmuth 
Hübener Gruppe 1941-42“ 
(2002) u.a. Derzeit Sprecher 
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Die Macht 


der VVN-BdA-Landesorgani- 
sation NRW, erwerbslos aber 
nicht arbeitslos, „freie“ jour- 
nalistische Tätigkeit. 


Ulrich Sander: Macht im 
Hintergrund - Militär und 
Politik in Deutschland von 
Seeckt bis Struck, Neue 
Kleine Bibliothek 96, etwa 
180 Seiten, ca. EUR 12,50 
ISBN 3-89438-287-2, Papy- 
Rossa Verlag Köln 


Angreifbare 
Traditionspflege 


Ausstellungseröffnung im 
KulturLaden Westend- 
Ligsalzstraße 20, München 
Am Samstag, den 3. April 
2004 eröffnen der Arbeitskreis 
Angreifbare Traditionspflege 
und die FAU München mit ei- 
nem Referenten des AK An- 
greifbare Traditionspflege um 
18 Uhr die Ausstellung: Hel- 
las unterm Hakenkreuz — 
Deutsche Besatzungspolitik in 
Griechenland 1941-1944 
Griechenland war im Zweiten 
Weltkrieg fast vier Jahre von 
faschistischen Truppen be- 
setzt. In dieser Zeit wurden 
der griechischen Bevölkerung 
gewaltige Lasten aufgebürdet 
und unermessliches Leid zu- 
gefügt. Insgesamt gab es 66 
Massaker der deutschen Be- 
satzung, davon wurden nach- 
weislich über ein Dutzend von 
den Gebirgsjägern verübt. 
56.000 Menschen wurden er- 
mordet, 1.770 Dörfer verwüs- 
tet, fast 400.000 Häuser zer- 
stört. Nur wenige Menschen 
jüdischer Herkunft überlebten 


Meistht ah Bar a Era ka 
in St in 


im Hintergrund 


den Terror. Hungerkatastro- 
phen als Folge wirtschaft- 
licher Ausplünderung 
durch die Okkupanten for- 
derten mehrere Hunderttau- 
send Menschenleben. Über 
1,1 Millionen Menschenle- 
ben waren zu beklagen, 
etwa 15 Prozent der Ge- 
samtbevölkerung. Die 
Bundesrepublik weigert 
sich bis heute eine ange- 
messene Entschädigung zu 
zahlen, oder die verübten 
Kriegsverbrechen über- 
haupt anzuerkennen. Kein 
deutscher Soldat, Beamter, 
SS-Mann, Polizist oder 
Wirtschaftführer ist jemals 
von einem Gericht der 
Bundesrepublik für Verbre- 
chen in Griechenland ver- 
urteilt worden. Hauptver- 
antwortlich für die zahlreichen 
Massaker in den Jahren 
1943/44 an der griechischen 
Zivilbevölkerung waren die 1. 
und 5. Gebirgsdivision der 
Wehrmacht. Die Gebirgsjäger 
betreiben dessen ungeachtet 
ihre Traditionspflege, u. a. 
Jährlich bei ihrem Pfingsttref- 
fen in Mittenwald. Letztes 
Jahr protestierten ca. 500 
Menschen gegen diese faschis- 
tische Traditionspflege. Un- 
weit vom Ausstellungsort, in 
der Schwanthalerstr. 79/Rgb., 
hat der aus Wehrmachtsvetera- 
nen und Bundeswehrsoldaten 
bestehende Kameradenkreis 
der Gebirgsjäger seine Ge- 
schäftsstelle. Wir fordern: 
« Stopp der jährlichen Pfingst- 

treffen der Gebirgsjäger 
e Auflösung des Kameraden- 

kreises 
« Entschädigung der NS-Opfer 
« Bestrafung der Kriegsverbre- 

cher 

Die Bundeswehr wird der- 

zeit zu einer weltweiten Inter- 
ventionstruppe umgerüstet und 
befindet sich mit zahlreichen 
Einheiten in über zehn Län- 
dern der Erde, v. a. auf dem 
Balkan und in Afghanistan. 
Deutschland und Frankreich 
wollen Kern-Europa zur Welt- 
macht aufbauen, dieses be- 
weist v. a. die aktuelle Rüs- 
tungspolitik dieser beiden 
Länder. Heer, Marine und 
Luftwaffe wurden in den ver- 
gangenen Jahren komplett um- 
strukturiert und werden jetzt 
Zug um Zug mit den passen- 
den Waffensystemen versehen. 
Frieden kann nicht mit Inter- 
ventionen erreicht werden! 


Auch heute geschehen im 
Rahmen des vorgeblichen 
Kampfes gegen den Terror 
Verbrechen. Die heutige 
Bundeswehr ist daran beteiligt. 
Wir fordern daher den Rück- 
zug der deutschen Interven- 
tionskräfte weltweit! 

Die Ausstellung kann bis 
Pfingsten an folgenden Tagen 
besucht werden: Montag 17 - 
19 Uhr, Mittwoch 19 - 20 Uhr, 
Donnerstag 10 - 13 Uhr, sowie 
zu allen Veranstaltungen 


IDA-Ausstellungsver- 
zeichnis erschienen 
Die aktualisierte und erweiter- 
te Neuauflage des IDA-Aus- 
stellungsverzeichnisses (IDA = 
Informations- und Dokumen- 
tationszentrum für Antirassis- 
musarbeit e.V.) präsentiert 
Ausstellungen zu den Themen- 
bereichen „Rassismus/Antiras- 
sismus“, „Interkulturelles Ler- 
nen“, „Migration“, „Rechtsex- 
tremismus“ und „Nationalsozi- 
alismus/Antisemitismus“. 

Ausstellungen sind ein 
wichtiges Element innerhalb 
der Pädagogik, um durch die 
visuelle Darstellung unter- 
schiedliche Themen einpräg- 
sam zu vermitteln. Optische 
Eindrücke erweitern das Ver- 
ständnis verbal dargestellter 
Inhalte. Das Verzeichnis rich- 
tet sich insbesondere an Multi- 
plikatorInnen in der Jugend- 
und Bildungsarbeit, da die 
Ausstellungen speziell für den 
Einsatz in der Jugendarbeit 
ausgewählt wurden. 

Bei jeder präsentierten Aus- 
stellung werden in einer kur- 
zen Zusammenfassung Infor- 
mationen über Ansatzpunkte, 
Thematik und inhaltliche 
Schwerpunkte dargestellt. 
Weiterhin macht der begleiten- 
de Text Angaben über Ziel- 
gruppen, Format, Verleihkon- 
ditionen, zusätzlich vorhande- 
nes Begleitmaterial sowie zum 
Umfang der Ausstellungen. 
Zur einfacheren Handhabung 
werden die einzelnen Kate-go- 
rien mittels einfacher und wit- 
ziger Symbole visualisiert. 
Die LeserInnen können sich in 
kürzester Zeit einen Überblick 
über die wesentlichen Krite- 
rien der einzelnen Ausstellun- 
gen zu verschaffen und die für 
sie passende wählen. 


Das Verzeichnis umfasst 28 
Seiten und ist im Dezember 
2003 im Eigenverlag er- 


schienen. Es kann gegen eine Schutz- 
gebühr von 2,50 } bestellt werden. 
IDA e. V., Volmerswerther Str. 20, 
40221 Düsseldorf, Tel: 02 11 / 15 92 
55-5, Fax: 02 11 / 15 92 55-69, 
info@IDAeV.de 


Flexible Arbeit, Prekarisie- 
rung, Ausgrenzung - Nähr- 
boden für rechtspopulisti- 
sche Orientierungen? 


Gemeinsamer Workshop des Forschungsinstitu- 
tes Arbeit, Bildung, Partizipation (FIAB a.d. Ruhr- 
Universität Bochum) und des Projektes SIREN 
(Seminar für Sozialwissenschaften, Universität 
Köln) in Recklinghausen 16./17. April 2004, 
von Freitag 14 Uhr bis Samstag 13.30 Uhr 


Der Workshop beschäftigt sich mit The- 
men wie: Arbeitserfahrungen, politische 
Orientierungen, Rechtspopulismus - 
Gibt es Zusammenhänge? Besteht ein 
Zusammenhang zwischen dem Umbruch 
der Arbeitswelt und dem Aufstieg des 
Rechtspopulismus in Europa? Umbrüche 


innerhalb und außerhalb der Arbeitsge- 
sellschaft: Soziale Exklusion und Prekari- 
sierung. Globalisierung, Neoliberalismus 
und Rechtspopulismus. Die alltagsweltli- 
che Rationalität gruppenspezifischer Des- 
integration. Politische Verarbeitungsmus- 
ter —- Empirische Befunde: Rechtspopulis- 
tische Deutungsmuster bei deutschen Be- 
schäftigten im Kontext sozioökonomi- 
scher Veränderungen — Erfahrungen aus 
dem SIREN-Projekt. „Fleiß ohne Preis“ - 
Politische Auswirkungen faktischer Be- 
drohung und symbolischer Ausgrenzung 
angelernter Industriearbeiter/innen — Er- 
fahrungen aus dem SIREN-Projekt. Aus- 
grenzende Integrationsnormen und 
rechtspopulistische Orientierungen. Ega- 
litäre Gesellschaftsbilder — Einstellungen 
von deutschen Industriebeschäftigten im 
Vergleich. Erfolgsbedingungen rechtspo- 
pulistischer Parteien in Westeuropa. Eine 
Untersuchung der Modernisierungsverlie- 
rer-These. Rassismus der Exklusion und 
Ermächtigungshandeln im Ausbildungs- 
betrieb. Gewerkschaftliche Gegenstrate- 
gien: IG Metall-Jugendarbeit als Hand- 
lungs- und Möglichkeitsraum — Schluss- 


Erklärung der FIR: 
FIR besorgt über Beschluss der Europäischen Volksparteien 


Historisches Gedenken an die Widerstandskämpfer, Patrioten und Deportierten, an alle Op- 
fer der faschistischen Verfolgung, ist eine bedeutende Aufgabe der Europäischen Union. Das 
Europa-Parlament hat sich mehrfach zu dieser Verantwortung bekannt, insbesondere in seiner 
Erklärung vom Februar 1993 zur Sicherung der KZ-Gedenkstätten. 

Voller Sorge sehen wir nun den Beschluss des 24. Kongresses der Europäischen Volksparteien 
über die „Verurteilung des totalitären Kommunismus“. In geschichtsrevisionistischer Form wird 
hier über den Faschismus und die kommunistische Herrschaft als „zwei gleich inhumane toto- 
litäre Regime“ gesprochen. In der Beschreibung werden Konzentrationslager und rassistischer 
Völkermord als Merkmale kommunistischer Herrschaft genannt. Als Gegenpol zum 27. Janu- 
ar, dem Holocaust-Gedenktag, wird ein „europäischer Gedenktag für die Opfer des Kommu- 
nismus” gefordert. Und während die finanziellen Mittel für die Sicherung der KZ-Gedenkstät- 
ten begrenzt werden, sollen mit Mitteln der Europäischen Union ein europäisches Forschungs- 
und Dokumentationszentrum sowie ein zentrales Mahnmal für die „Opfer des Kommunismus” 
durch die EU finanziert werden. 

Solche Versuche der geschichtspolitischen Umgewichtung atmen den Geist des Kalten Krie- 
ges und gehören nicht in ein Europa, dessen Wurzeln in dem gemeinsamen Kampf der Völker 
und Staaten gegen den verbrecherischen deutschen Faschismus zu finden sind. 


Dr. Ulrich Schneider (Generalsekretär), FIR-Sekretariat: 10243 Berlin, Franz-Mehring-Platz 1, 
Fon 030- 29 78 41 74, Fax 030- 29 78 41 79, e-mail: bundesbuero@vvn-bda.de, Internet www.fir.at 


Der Herausgabekreis und die Redaktion sind zu erreichen über: 

GNN-Verlag, Zülpicher Str. 7, 50674 Köln Tel. 0221 / 21 16 58, Fax 0221 / 2153 73. 

email: antifanachrichten@netcologne.de, Internet: hitp://www.antifaschistische-nachrichten.de 
Erscheint bei GNN, Verlagsges. m.b.H., Zülpicher Str. 7, 50674 Köln. \.i.S.d.P.: U. Bach 

Redaktion: Für Schleswig-Holstein, Hamburg: W. Siede, erreichbar über GNN-Verlag, Never Kamp 25, 
20359 Hamburg, Tel. 040 / 43 18 88 20. Für NRW, Hessen, Rheinland Pfalz, Saarland: U. Bach, 
GNN-Verlag Köln. Baden-Württemberg und Bayern über GNN-Süd, Stubaier Str. 2, 70327 Stuttgart, 
Tel. 0711 / 62 47 O1. Für „Aus der faschistischen Presse“: J. Detjen c/o GNN Köln. 
Erscheinungsweise: 14+täglich. Bezugspreis: Einzelheft 1,30 Euro. 

Bestellungen sind zu richten an: GNN-Verlag, Zülpicher Str. 7, 50674 Köln. Sonderbestellungen sind 
möglich, Wiederverkäufer erhalten 30 % Rabatt. 


Die antifaschistischen Nachrichten beruhen vor allen Dingen auf Mitteilungen von Initiativen. Soweit ein- 
zelne Artikel ausdrücklich in ihrer Herkunft gekennzeichnet sind, geben sie nicht unbedingt die Meinung 
der Redaktion wieder, die nicht alle bei ihr eingehenden Meldungen überprüfen kann. 

Herausgabekreis der Antifaschistischen Nachrichten: Anorchistische Gruppe/Rötekommunisten [AGR); Annelie 
Buntenbach (Bündnis 90/Die Grünen); Rolf Burgard (VVN-BdA); Jörg Detjen (Forum kommunistischer Arbeitsgemein- 
schaften); Martin Dietzsch; Regina Girod (VVN - Bund der Antifaschisten); Dr. Christel Hartinger (Friedenszentrum e.V., 
Leipzig); Hartmut-Meyer-Archiv bei der VVN - Bund der Antifaschisten NRW; Ulla Jelpke; Jochen Koeniger [Arbeitsgrup- 
pe gegen Militarismus und Repression); Marion Bentin, Edith Bergmann, Hannes Nuijen (Mitglieder des Vorstandes der 
Arbeitsgemeinschaft gegen Reaktion, Faschismus und Krieg- Förderverein Antifaschistische Nachrichten); Kreisvereini- 
gung Aachen VVN-BdA; AG Antifaschismus/ Antirassismus in der PDS NRW; Angelo Lucifero (Landesleiter hbv in ver.di 
Thüringen); Kai Metzner (minuskel screen partner); Bernhard Strasdeit; Volkmar Wölk. 


folgerungen aus der IGM-Jugendstudie 
2002. Statt Sozialneid und Rassismus. 
Gleichbehandlung und Solidarität. Inter- 
kulturelle und antirassistische gewerk- 
schaftliche Bildungsarbeit. 


Die Teilnahme an dem workshop ist kostenlos. 
Eine rechtzeitige Anmeldung ist allerdings er- 
forderlich, email an: 
helga.hower@ruhr-uni-bochum.de 


:ostritt 


inen großen Erfolg meldet das 

„Haus der Heimat“ in Wien. Der 

kroatische Ministerpräsident Sa- 
nader, so berichtet ein österreichischer 
„Vertriebenen“-Sprecher, hat zugesagt, 
die AVNOJ-Gesetze formal aufzuheben. 
Sie regelten - ähnlich den tschechoslo- 
wakischen Benes-Dekreten - die Sank- 
tionen gegen die „Volksdeutschen“ in 
Jugoslawien, die mehrheitlich mit dem 
nationalsozialistischen Besatzungsregi- 
me kollaboriert hatten. 

Dass Kroatien möglicherweise als er- 
ster der Staaten, die in Folge des Zweiten 
Weltkriegs Deutsche umgesiedelt hatten, 
die Umsiedlungsgesetze formal aufheben 
wird, erfuhren die Wiener „Vertriebe- 
nen“ am Rande von Entschädigungsver- 
handlungen. Bei den Verhandlungen 
zwischen Zagreb und Wien geht es um 
die konkreten Modalitäten, nach denen 
aus Kroatien umgesiedelte „Volksdeut- 
sche“, die heute Bürgerinnen und Bürger 
Österreichs sind, entschädigt werden sol- 
len. Die Entschädigung erfolgt in Umset- 
zung eines Gesetzes, das das kroatische 
Parlament am 11. Oktober 1996 verab- 
schiedet und am 5. Juli 2002 novelliert 
hat. Es setzt 32 verschiedene Enteig- 
nungsgesetze praktisch außer Kraft, dar- 
unter etwa das „Gesetz über die Entzie- 
hung von Kriegsgewinn, der während 
der feindlichen Okkupation erworben 
wurde“. 

Für eine Ausweitung der Entschädi- 
gungen auch auf Umgesiedelte mit deut- 
scher Staatsbürgerschaft setzt sich Niko- 
laus Mak ein, Vorsitzender der Lands- 
mannschaft der Donauschwaben in Kro- 
atien und seit November 2003 Abgeord- 
neter im kroatischen Parlament. Mak 
verlangt Entschädigung für alle Deut- 
schen und Österreicher, die zwischen 
1945 und 1948 in Arbeitslager eingewie- 
sen worden waren, sowie die Restitution 
ehemaligen Besitzes auch für „Volks- 
deutsche“, die heute eine andere als die 
kroatische oder österreichische Staats- 
bürgerschaft besitzen. Die gegenwärtige 
kroatische Regierung ist wegen der 
knappen Mehrheitsverhältnisse im Parla- 
ment auf Maks Stimme angewiesen, der 
kroatische Ministerpräsident — so heißt 
es in österreichischen „Vertriebenen“- 
Kreisen — „akzeptiert alle Vorstellungen“ 
Maks. ku 
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:aus der faschistischen presse 


Deutsche Zustände 2004 

Nation & Europa März 2004 
„Zwischen Kakerlaken und Kannibalen — 
Deutsche Zustände 2004“ heißt das Titel- 
thema des Märzheftes von „Nation & Eu- 
ropa“. Karl Richter darf sich auf sechs 
Seiten dazu im Stile eines Besinnungsauf- 
satzes äußern: „So oder so ist die Wehr- 
pflichtarmee die konsequenteste Erschei- 
nungsform des Gemeinnutzes. Der Ein- 
zelne steht notfalls mit seinem Leben für 
den Fortbestand des Ganzen ein“. Bei al- 
ten Oberstudienräten hieß es noch, dass es 
„süß.und ehrenvoll (sei) für das Vaterland 
zu sterben“. Das war zwar auch nicht ori- 
gineller als Richters Betrachtungen über 
eine schlechte Welt, aber wenigstens latei- 
nisch und sollte von humanistischer Bil- 
dung zeugen (der Zusammenhang zwi- 
schen Humanismus und Tod für das Va- 
terland war allerdings noch nie nachvoll- 
ziehbar). 

Dennoch ist das Heftthema nicht 
schlecht gewählt, vermitteln die Aufsätze 
der Ausgabe doch in der Tat ein interes- 
santes Bild aktueller deutscher Zustände. 
Dr. Paul Latussek, bis vor kurzem Vorsit- 
zender des „Bundes der Vertriebenen“ in 
Thüringen und einer der höchsten Funk- 
tionäre dieses Verbandes wurde zwar ab- 
gelöst, nachdem er mit einer geschichtsre- 
visionistischen Rede in der breiten Öf- 
fentlichkeit aufgefallen war, ist aber 
weiterhin Vorsitzender der Landesgruppe 
Thüringen der Landsmannschaft Schle- 
sien. In N&E äußert er sich zum geplan- 
ten „Zentrum gegen Vertreibungen“: „Die 
Errichtung eines Zentrums gegen Vertrei- 
bungen ist sicher begrüßenswert. Das 
Zentrum war in seinem Anfangsstadium 
eindeutig als Stätte der Aufarbeitung und 
Darstellung der an Deutschen begangenen 
Verbrechen geplant. Es hätte in dieser 
Form der Darstellung der geschichtlichen 
Wahrheit gedient; es hätte dem Bedürfnis 
der Vertriebenen entsprochen und einen 
Beitrag zur Versöhnung mit den osteuro- 


päischen Nachbarn geleistet. Selbstver- 
ständlich wäre es unvermeidbar gewesen, 
die Polen aus ihrer sich selbst zuerkannten 
Opferrolle zu lösen und sie nicht nur als 
Opfer, sondern auch als Täter darzustel- 
len. Vielleicht wäre verdeutlicht worden, 
daß Vertreibungen von Deutschen schon 
vor dem Zweiten Weltkrieg stattgefunden 
haben. Circa eine Million Deutsche sind 
nach dem Versailler Diktat bis 1939 von 
Polen mit allen Mitteln vertrieben wor- 
den. Sollen‘ im deutsch-polnischen Ver- 
hältnis diese geschichtlichen Wahrheiten 
zukünftig Tabu-Themen bleiben? ...Das 
Zentrum gehört nach Berlin, da die Ver- 
treibung der Deutschen eine in der Ge- 
schichte einmalige Grausamkeit darstellt, 
deren Gedenken man eben nur in der 
Hauptstadt Deutschlands einen angemes- 
senen Platz geben kann“. 

Historisch einmalig ist also nicht mehr 
der Völkermord an Millionen jüdischer 
Menschen sondern die „Vertreibung der 
Deutschen“. Offener hat noch kaum ein 
Vertriebenenfunktionär den Sinn des ge- 
planten Mahnmals dargestellt. Deutsche 
Zustände 2004! 

Aber Latussek ist noch nicht fertig: 
„Über anständig vorgetragene Hinweise 
aus Polen zum Zentrum ist sicher nichts 
einzuwenden. Allerdings sind die unver- 
schämten Äußerungen des ehemaligen 
polnischen Außenministers Bartoszewski 
und die Darstellung der BdV-Vorsitzen- 
den Steinbach, in SS-Uniform auf einem 
kriechenden Bundeskanzler Schröder sit- 
zend, nicht hinnehmbar. Sie zeigen mehr, 
als dem polnischen Volk lieb sein kann: 
Erstens die nicht vorhandene Europareife 
Polens. Zweitens den Mangel an Fähig- 
keit zur Anerkennung eigener Schuld. 
Drittens eine unangemessene Überheb- 
lichkeit gegenüber dem Nachbarn 
Deutschland. Vierstens offenbart es die 
Verachtung gegenüber einer deutschen 
Politik, die sich wegen ihres Mangels an 
Selbstbewusstsein und wegen eines stän- 
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dig einseitigen Gebens wohl in den Augen 
der Polen der Lächerlichkeit preisgegeben 
hat“. Da bleibt ja wohl nur noch eines: 
Einmarschieren, um dem polnischen Volk 
Unverschämtheit und Überheblichkeit 
gegenüber den deutschen Gebern auszu- 
treiben und sowohl die Folgen des „Ver- 
sailler Diktats“ als auch die Ergebnisse 
des Zweiten Weltkriegs endlich wieder 
rückgängig zu machen. 

Hilmar Gerber sorgt sich um nationale 
Selbstachtung, menschlichen Anstand 
und Ehre, denn: „Gerhard Schröder feiert 
die alliierte Invasion“: „Peinlich ist es, 
wenn ein Regierungschef — egal welcher 
Nationalität — die Niederlage des eigenen 
Landes feiert und damit dem Tod seiner 
Soldaten posthum den Sinn raubt. Dabei 
geht es nicht um Recht oder Unrecht, um 
Ideologien und politische Überzeugun- 
gen, sondern um etwas so Einfaches wie 
Fundamentales: um den menschlichen 
Anstand. Wer Ehre im Leib hat, so sollte 
man jedenfalls annehmen, stößt auf den 
Gräbern der eigenen Soldaten nicht auf 
deren Niederlage an“. Auf diese Idee kann 
nur kommen, wer der Meinung ist, es 
käme nicht auf Recht oder Unrecht an und 
damit jegliche moralische Kategorien 
über Bord wirft. Deutsche Zustände 2004. 

ri 


Der Ex-Kaiser und die EU- 
Verfassung 


Junge Freiheit Nr. 12/04, 12. März 2004 
Otto von Habsburg hat sich in die Diskus- 
sion um die europäische Verfassung ein- 
gemischt und verlangt — ähnlich wie die 
Unionsparteien — einen „Gottesbezug“ in 
der EU-Verfassung. Das Blatt interviewt 
dazu Prof. Harald Seubert, Professor für 
Philosophie und Religionsphilosophie. 
Seubert erklärt, „Nicht nur die Christen, 
alle selbstbewussten Europäer sollten die- 
sem Aufruf zu einer großen, ernsten gei- 
stigen Auseinandersetzung folgen, denn 
die Frage nach dem Gottesbezug ist in der 
Tat keine Petitesse, tatsächlich geht es da- 
bei für Europa um Sein oder Nichtsein.“ 

uld I 


Wahlbeteiligungen 


Zur badenwürttembergischen Kommu- 
nalwahl am 13. Juni werden die Stuttgar- 
ter „Republikaner“ mit Rolf Schlierer an- 
treten. Der REP-Bundesvorsitzende_ ist 
auf Platz 2 der Liste hinter dem Spitzen- 
kandidaten und Gruppensprecher der 
Stuttgarter REP-Gemeinderäte Dieter 
Lieberwirth zu finden. Schlierer erwägt 
außerdem eine Kandidatur zur Stuttgarter 
‚Oberbürgermeisterwahl am 10. Oktober. 
Die DVU will sich 2004 an den Land- 
tagswahlen am 19. September in Bran- 
denburg und Sachsen beteiligen. Zu den 
Kommunalwahlen in NRW wird sie zu 
den Stadtratswahlen in Dortmund und 
Stolberg antreten. | 


